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Zusammenfassung

Bei der Regulierung von familiengerechten Arbeitsbedingungen greifen in Deutschland drei
Regelungsebenen ineinander: Regulierung per Gesetz, per Tarifvertrag oder auf der betrieb-
lichen Ebene. Wahrend Gesetze umfassenden Charakter haben, regeln Tarifvertrage und
Betriebsvereinbarungen Bedingungen fir den jeweiligen Tarifbereich bzw. Betrieb. Auf der
Basis einer Auswertung der wichtigsten 110 Tarifvertrage sowie der WSI-
Betriebsratebefragung 2011 wird analysiert, in welchem Maf3e auf tariflicher und betrieblicher
Ebene in den letzten Jahren eine Zunahme von kollektiven Regelungen zur Vereinbarkeit
von Familie und Beruf in Deutschland zu beobachten ist, zu welchen Themen neue Rege-

lungen vereinbart wurden und wie es dazu gekommen ist.

Die Analyse der Tarifvertrage zeigt, dass die Regulierung familiengerechter Arbeitsbedin-
gungen zwischen 2006 und 2012 kein Schwerpunkt der Tarifpolitik gewesen ist. Vereinzelt
sind tarifliche Regelungen hinzugekommen. Einige innovative Regelungen zur Mdglichkeit
von Familienphasen sind im ,Huckepackverfahren“ zu Regelungen entstanden, die die
Arbeitsbedingungen alterer Beschaftigter im Zuge des demografischen Wandels verbessern

sollen.

Die Auswertung der WSI-Betriebsratebefragung ergab, dass Betriebsvereinbarungen zur
Elternzeit und zur Familienfreundlichkeit in 12 Prozent der Betriebe ab 20 Beschaftigten und
mit Betriebsrat gelten. Damit sind auch auf betrieblicher Ebene Kollektivvereinbarungen zu
familiengerechten Arbeitsbedingungen selten. Etwas haufiger werden sie in Grof3betrieben,
in Betrieben mit Tarifbindung, in Betrieben mit einem Frauenanteil von mehr als 70% an den
Beschéftigten, in Betrieben mit einem niedrigen Anteil gering qualifizierter Beschéftigter so-
wie in Betrieben des Kredit- und Versicherungsgewerbes abgeschlossen. Doch erkléaren die-
se, ebenso wie andere in der WSI-Betriebsratebefragung erhobene Faktoren nicht ausrei-
chend, weshalb Betriebsvereinbarungen zur Vereinbarung von Familie und Beruf abge-
schlossen wurden oder nicht. Hierfiir scheinen andere, in der WSI-Betriebsratebefragung
nicht erfassten Umstande weitaus starker entscheidend zu sein. Hierzu ist weitere For-
schung notig.

Insgesamt zeigt sich, dass die kollektive Regulierungsebene zwar Potenziale zur Gestaltung
familiengerechter Arbeitsbedingungen hat, diese aber in der Breite derzeit nicht ausge-

schopft werden.



1. Einleitung

1.1 Zunehmende Bedeutung familiengerechter Arbeitsbedingungen

Eine Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist in den letzten Jahren ver-
schiedenen politischen Akteuren ein wichtiges Anliegen geworden. Frauenpolitische Forde-
rungen gingen schon seit Jahrzehnten in diese Richtung, waren doch die grof3en Schwierig-
keiten, berufliche Tatigkeit mit der Sorge fir Kinder in Einklang zu bringen, fir viele Frauen
ein massives Hindernis ihrer tatsachlichen beruflichen und sozialen Gleichstellung (Becker-
Schmidt et al.1984).

Doch erst in letzter Zeit sind Staat, Arbeitgeber und Gewerkschaften verstarkt in diesem
Themenfeld aktiv geworden. Dies ist vor allem auf die folgenden Wandlungsprozesse zu-

rickzufuhren:

Erstens ist ein gewachsener Anteil von Frauen, insbesondere von Mittern, erwerbstatig. Die
Frauenerwerbstatigkeit ist im letzten Jahrzehnt stetig angestiegen. Die Quote aktiv erwerbs-
tatiger Matter mit Kindern unter 3 Jahren betrug 2010 in Deutschland inzwischen 31,5%, mit
Kindern zwischen drei und finf Jahren 60,5% (Keller/Haustein 2012). Dafiir sind einerseits
gewandelte Familien- und Geschlechterrollenleitbilder verantwortlich. Vor allem berufsorien-
tierte Frauen wollen ihre Erwerbstatigkeit nach einer kurzen Auszeit nach der Geburt eines
Kindes fortsetzen; und eine Betreuung auch unter Dreijahriger in Kitas wird von jungen Eltern
zunehmend akzeptiert. Nach und nach haben sich auch die Betreuungsmaoglichkeiten fir
Kleinkinder verbessert (vgl. WSI GenderDatenPortal). Andererseits gibt es wirtschaftliche
Notwendigkeiten fur die Erwerbstéatigkeit von Muttern, da das Erwerbseinkommen von Frau-
en fur die Erwirtschaftung des Familienunterhaltes eine wachsende Rolle spielt.

Hinzu kommt ein gewachsenes Interesse der Wirtschaft an relativ kurzen Berufsunterbre-
chungen von Muttern. Der demografische Wandel hat durch die kleiner werdenden Kohorten
jungerer und die Zunahme des Anteils alterer Menschen in bestimmten Bereichen einen

Fachkraftemangel bereits splirbar werden lassen.

Zweitens sind auch Vater inzwischen starker in die Betreuungsarrangements der Kinder ein-
gebunden (vgl. Klenner/Pfahl 2005). Bei einem Teil der Manner ist das Interesse gewachsen,
nicht nur finanziell fur ihre Kinder zu sorgen, sondern sich ebenfalls im Alltag um sie zu
kimmern (Fthenakis/Minsel 2002, Krok/Zerle 2008). Dies geht auf verénderte Geschlechter-
rollenvorstellungen zuriick, hat aber auch mit der gestiegenen Erwerbstatigkeit der Frauen
Zu tun. Seit Einfihrung der Partnermonate beim Elterngeld gehen auch immer mehr Véter in

Elternzeit (derzeit rund 25%)." Sowohl die Inanspruchnahme der Elternzeit als auch generel-

1 WSI GenderDatenPortal sowie http://www.vaeter-zeit.de/vaeter-elterngeld/immer-mehr-vaeter-in-elternzeit.php
(10.04.2013)

2


http://www.vaeter-zeit.de/vaeter-elterngeld/immer-mehr-vaeter-in-elternzeit.php

le Anspriiche von Mannern lassen eine vereinbarungsfoérderliche Arbeitsgestaltung wichtiger

erscheinen.

Drittens spielt auch die Notwendigkeit der hduslichen Angehérigenpflege eine Rolle. Diese
wird kiinftig weniger von nichterwerbstatigen Personen geleistet werden, unter anderem da
die Beschéaftigungsquoten auch &lterer Frauen gestiegen sind und weiter steigen werden.
Stattdessen wird die Zahl der erwerbstatigen Frauen und Manner wachsen, die Pflegeaufga-
ben zu bewaltigen haben. Auch dies lasst Arbeitsbedingungen wichtiger werden, die sich mit
hauslichen FlUrsorgeaufgaben vereinbaren lassen. Aus all diesen Grinden hat eine Fami-
lienpolitik in den letzten Jahren Auftrieb erhalten, die nicht das Nacheinander sondern das

Nebeneinander von Beruf und Familie unterstutzt.

1.2 Regelungsebenen fur familiengerechte Arbeitsbedingungen

Die Rahmenbedingungen fir eine gelingende Vereinbarkeit von beruflicher Arbeit mit Aufga-
ben der Betreuung und Versorgung von Kindern und Pflegebediirftigen werden auf verschie-
denen Ebenen reguliert: allgemeinglltige Gesetze, Tarifvertrage fir bestimmte Branchen
oder groRe Firmen sowie Vereinbarungen auf betrieblicher Ebene zwischen Arbeitgebern

und betrieblichen Interessenvertretungen.

Der Gesetzgeber hat in Deutschland seit Beginn des 21. Jahrhunderts mit einer Reihe von
Gesetzen die Rechte derjenigen gestarkt, die erwerbstatig sind und zugleich Kinder erziehen
und Angehotrige pflegen, so mit dem Teilzeit- und Befristungsgesetz, den Gesetzen zum
Ausbau der Kitas und Krippen sowie den Gesetzen zur Elternzeit und zum Elterngeld, zur
Pflegezeit und zur Familienpflegezeit. Doch gibt es noch zahlreiche kritische Punkte zur
Ausgestaltung der Rechtsanspriiche im Einzelnen (vgl. Schutter/Zerle-Elsasser 2012, Auth
2012). Zzudem sind eine Reihe wichtiger Tatbestdnde gesetzlich bisher nicht oder - vom
Standpunkt der Gleichstellung und der Entlastung von Familien - nicht befriedigend geregelt
worden. Dazu gehoért das fehlende Recht, von einer Teilzeitarbeit auf eine Vollzeit- oder ho-
here Teilzeitarbeitszeit zu wechseln, ebenso der bisher nicht ausreichende Schutz von Teil-
zeitbeschaftigten vor Benachteiligung beim Entgelt, bei Weiterbildung und beim Aufstieg?,
die mangelnde finanzielle Absicherung von Pflegephasen, die nach dem Pflegezeit- und Fa-
milienpflegezeitgesetz in Anspruch genommen werden kdnnen. Auch die vielfach kritisierte
Minijobregelung (z.B. DGB Bundesvorstand 2012) wirde zu ihrer Reform Aktivitaten des

Gesetzgebers verlangen.

Auf der Gesetzesebene sind also einerseits in den letzten Jahren neue Regelungen geschaf-

fen worden, andererseits auch noch viele Regelungsbedarfe fir eine bessere Vereinbarkeit

% Dies ist empirisch verschiedentlich belegt (vgl. z.B. Wolf 2010, Klenner/Kohaut 2010), aber es fehlen
flachendeckende umfassende Analysen.
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von Familie und Beruf offen. Tarifvertrage und Betriebsvereinbarungen kénnen somit einer-
seits die im Gesetz getroffenen Regelungen konkretisieren. Sie kdnnen aber andererseits

auch die Anspriiche von Beschaftigten tber die gesetzlichen Anspriiche hinaus erweitern.

Deutschland als Land mit verbriefter Tarifautonomie verzeichnet viele Regulierungen auf der
Tarifebene, der zweiten mdglichen Ebene fir die Regulierung von familiengerechten Arbeits-
bedingungen. Deutlich mehr als die Halfte der abhangig Beschaftigten werden derzeit von
Tarifregelungen erfasst.® Grundsatzlich regeln Tarifvertrage ,Rechtsnormen, die den Inhalt,
den Abschluss und die Beendigung von Arbeitsverhaltnissen sowie betriebliche und be-
triebsverfassungsrechtliche Fragen ordnen kénnen.” (TVG 8§ 1 (1)). Sie beziehen sich be-
sonders auf die Einkommensbedingungen, aber auch auf die Arbeitszeit, und kénnen auch
weitere Regelungsgegenstéande erfassen wie die Forderung bestimmter Personengruppen
(Maller-Jentsch 1997: 226).

Tarifvertrage kénnen auch sozialpolitische Gegenstande aufgreifen und regeln. ,Die beiden
zentralen sozialpolitischen Regulierungsformen bzw. -instrumente - Gesetz und Tarifvertrag
— sind [...] keineswegs scharf voneinander getrennt, sondern im Gegenteil eng miteinander
verzahnt. In manchen Féllen sind tarifliche Regelungen die historischen Vorreiter fur verall-
gemeinernde gesetzliche Regelungen gewesen. Umgekehrt wurden zahlreiche gesetzliche
Regelungen tarifpolitisch aufgestockt.” (Bispinck 2012: 201). Teilweise haben Gesetze direkt
den Tarifvertragsparteien oder Betrieben anheimgestellt, ob und wie sie den durch Gesetz
geschaffenen Rahmen nutzen. So hat das Teilzeit- und Befristungsgesetz den Tarifvertrags-
parteien die Regulierungsmoglichkeit erdffnet, per Tarifvertrag die Ablehnungsgriinde von
Antragen auf Teilzeitarbeit (abschlielend) festzulegen (8§ 8 Abs. 4 TzBfG). Auch das Gesetz
zur Familienpflegezeit (2012) schafft keinen unmittelbaren Rechtsanspruch der Arbeitneh-
mer/innen. Das Modell ist davon abhangig, dass es die Arbeitgeber im Betrieb anbieten. Hier
lieBe sich mit einer kollektivrechtlichen Regelung der Rahmen der Anspriiche genauer ab-

stecken.

Die Bedeutung von Tarifvertragen und Betriebsvereinbarungen zur Regelung familienfreund-
licher Arbeitsbedingungen wird im Achten Familienbericht betont: ,Nur die Tarifvertragspar-
teien haben die fur die Regelung von Arbeitsbedingungen notwendige Sachkunde. Sie kén-
nen gezielter als der Gesetzgeber auf Probleme und Bedurfnisse in der konkreten Branche
eingehen. Deshalb sollte es auch Aufgabe der Sozialpartner sein, in Tarifvertrdgen und Be-
triebsvereinbarungen auf familienfreundliche Arbeitszeiten zu achten.” (Sachverstandigen-
kommission 2012: 121).

% Im Jahr 2011 arbeiteten ,rund 54% der westdeutschen und etwa 37% der ostdeutschen Beschéftig-
ten in einem Betrieb, der einem Branchentarifvertrag unterliegt. Firmentarifvertrage gelten fir 7%
der westdeutschen und 12% der ostdeutschen Beschéftigten. Fir rund 39% der westdeutschen
und 51% der ostdeutschen Arbeitnehmer gibt es keinen Tarifvertrag.” (Ellguth/Kohaut 2012: 298)
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Allerdings standen lange Zeit andere Themen im Mittelpunkt von qualitativer Tarifpolitik (vgl.
Miuller-Jentsch 1997, 2011). Erst allmahlich kam es zu expliziten tariflichen Regelungen im
Bereich der Familienfreundlichkeit des Arbeitslebens. Seit Ende der 1980er Jahre wurden
zunehmend tarifliche Regelungen zur Frauenférderung mit dem deutlichen Schwerpunkt der

Vereinbarkeit von Familie und Beruf* abgeschlossen (Brumlop/Hornung 1993: 36f).

Die dritte Ebene ist die betriebliche Regelungsebene. Vieles kann hier konkreter geregelt
werden als in Gesetzen und Tarifvertragen. Unternehmen haben als Akteure der Familien-
politik wachsende Bedeutung (Evans 2001; Gerlach 2007: 17; Seeleib-Kaiser/Fleckenstein
2008). Eine zunehmende Zahl von Betrieben ist mittlerweile aktiv geworden, um die Bedin-
gungen der Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern (vgl. Kap. 4). Rund acht von
zehn Unternehmensvertretern schatzen die Bedeutung des Themas inzwischen als wichtig
oder eher wichtig ein (BMFSFJ/ IW 2010: 5f).

Wenn Betriebsrate vorhanden sind, kdnnen Betriebsvereinbarungen eine kollektivrechtlich
vereinbarte Form sein, in der fir den Betrieb Regulierungen getroffen werden.® Einen ge-
setzlichen Rahmen bietet das Betriebsverfassungsgesetz, das 2001 u.a. dahingehend erwei-
tert wurde, dass Gleichstellung und Forderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu

den Aufgaben des Betriebsrates gehéren (vgl. Maschke/Zurholt 2013).

1.3 Fragestellung und Aufbau des Papiers

In diesem Papier gehen wir der Frage nach, inwieweit in den letzten Jahren durch Tarifver-
trdge und Betriebsvereinbarungen neue Regelungen zur Férderung der Familienfreundlich-
keit abgeschlossen worden sind. Gibt es Anzeichen dafir, dass diese Regulierungsebenen

fur familiengerechte Arbeitsbedingungen eine wachsende Rolle spielen?

Sofern neue Regelungen getroffen wurden wird analysiert, welche inhaltlichen Schwerpunkte

gesetzt werden und warum es zu neuen Regelungen gekommen ist.

Es lasst sich erstens annehmen, dass vor dem Hintergrund eines anhaltenden Problem-
drucks bei vielen Eltern und Pflegenden die Sozialpartner neue Aktivitdten entfaltet haben,
da die Arbeitsbedingungen traditionell nicht auf Vereinbarkeit von Familie und Beruf zuge-
schnitten sind. Dies sollte besonders dort der Fall sein, wo Fachkréafteengpéasse personalpoli-

tische Strategien zum Rekrutieren und Halten von Arbeitskraften nahelegen oder Arbeitgeber

* Zu dieser Zeit erfolgt eine Abkehr von der Vision eines umfassenden, systematischen Frauenforder-
plans, wie er zuvor diskutiert worden war (Brumlop/Hornung 1993) und wie er im Arbeitsgesetz-
buch der DDR verankert war.

® Im Offentlichen Dienst sind Personalrate die Form der Interessenvertretung der Beschaftigten ge-
mal den Personalvertretungsgesetzen von Bund und Landern. Ihre Aktivitaten kénnen aufgrund
unserer Datengrundlage, der WSI Betriebsratebefragung, hier nicht betrachtet werden, da diese
sich nur an Betriebsréate, nicht an Personalréte richtet.



sich im Wettbewerb um gut ausgebildete und familienorientierte Fachkréfte als attraktiv pra-

sentieren wollen.

Wir gehen weiterhin davon aus, dass die Gesetze, die in den letzten Jahren in diesem Be-
reich erlassen wurden, einen Regelungsbedarf fur die Branche oder den Betrieb hervorbrin-
gen konnen, wenn die Umsetzung gesetzlicher Anspriche gerahmt und konkretisiert werden
soll. Eine weitere Hypothese besteht darin, dass kollektive Akteure bestimmte Defizite ge-
setzlicher Regelungen sowie mangelnder offentlicher Dienstleistungsangebote aufgreifen.
Motive fur verstarkte Aktivitdten auf der Tarif- oder Betriebsebene kénnen zum Beispiel sein,
nicht gesetzlich geregelte Anspriiche auf familiengerechte Arbeitszeiten oder fehlende Kin-

derbetreuungsplatze auszugleichen.

Schlie3lich nehmen wir an, dass die politischen Initiativen der Bundesregierung und anderer
Akteure, darunter Gewerkschaften® und Arbeitgeberverbande, die Sensibilitat der Tarifpart-
ner und betrieblichen Akteur/innen flir das Thema familiengerechter Arbeitsbedingungen

gesteigert haben und sie in Wahrnehmung gesellschaftlicher Verantwortung handeln.

Das Diskussionspapier gliedert sich folgendermaf3en: Nach einer kurzen Darstellung zur Me-
thode (Abschnitt 2) untersuchen wir zuerst tarifliche Regelungen im Themenfeld Familien-
freundlichkeit (Abschnitt 3). AnschlieBend wird die quantitative Verbreitung von Betriebsver-
einbarungen zu Elternzeit und Familienfreundlichkeit analysiert (Abschnitt 4). Soweit auf der
methodischen Basis mdglich, zeichnen wir nach, von welchen Faktoren es abhangt, ob Re-

gelungen abgeschlossen wurden. Ein Fazit beschlie3t die Analyse.

2. Methodischer Zugang

Der Auswertung liegen drei methodische Zugange zugrunde: Erstens wurden 110 Tarifver-
trdge analysiert, die die wichtigsten Flachentarife sowie eine Auswahl von Firmentarifvertra-
gen grof3er Unternehmen umfassen. Die Analyse schliel3t an eine frilhere Auswertung an
(Klenner 2005b), so dass hier im Zeitverlauf die Aktivitditen und Veranderungen in diesem
Regelungsfeld von 2005 bis 2012 erfasst werden konnten. Fir die Wiederholungsuntersu-
chung konnten rund 20 Prozent der 2005 ausgewerteten Tarifvertrdge aus verschiedenen
Grinden nicht in die Untersuchung einbezogen werden, z.B. weil das Tarifgebiet nicht mehr

vorhanden ist.” Auf der anderen Seite wurden 17 Tarifvertrage erstmals ausgewertet. Eine

® S0 gibt es auch einige gewerkschaftliche Beschliisse zu diesem Themenfeld (DGB 2012).

" Einzelne der 2005 analysierten Tarifvertrage liegen im Tarifarchiv des WSI nicht mehr vor. 12 Tarif-

vertrage von grofRen Firmen, die 2005 Regelungen im Bereich Familienfreundlichkeit hatten, lie3en
sich in die vorliegende Wiederholungsbefragung nicht mehr aufnehmen, da entweder fortwahrende
Umstrukturierungen und damit Aufgliederungen von Tarifvertrdgen stattgefunden haben (Beispiele
Tarifvertrag DB Services und DeTeCardService GmbH), oder das Tarifgebiet inzwischen tariflos ist
(Beispiel Bekleidungsindustrie Ost).
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Ubersicht lber die in die Untersuchung einbezogenen Tarifvertrage bieten die Tabellen Al
und A2 (im Anhang).

Der zweite methodische Zugang ist die WSI-Betriebsratebefragung 2011. Die Betriebsrate-
befragung, die seit dem Jahr 2007 als Panel durchgefiihrt wird, konzentrierte sich 2011 be-
sonders auf den betrieblichen Umgang mit Zeiten, in denen Beschéftigte ihre Erwerbstatig-
keit unterbrechen. Dazu wurden neben dem betrieblichen Umgang mit Elternzeit auch The-
men wie Krankheit, Weiterbildungszeiten oder Pflegezeit abgefragt. Auch die seit Jahren
mehrfach gestellte Frage nach betrieblichen Vereinbarungen zur Familienfreundlichkeit wur-
de wieder aufgenommen (vgl. Klenner/Lindecke 2003, Klenner 2004, 2005a, 2008) und steht
hier im Mittelpunkt der Betrachtung. Bei der Auswertung der 201ler Befragung handelt es
sich um eine Querschnittsbetrachtung, die aber mit den Ergebnissen friherer WSI-
Betriebsratebefragungen verglichen werden kann. Bundesweit wurden 1.898 Vertreter/innen
von Betriebsraten durch das Institut fir angewandte Sozialwissenschaft infas telefonisch
interviewt.? Die Grundgesamtheit der Befragung bildeten dabei Betriebe ab 20 sozialversi-
cherungspflichtig Beschaftigten der privaten Wirtschaft sowie Organisationen des Dritten

Sektors mit einem Betriebsrat®. Der Offentliche Dienst ist nicht erfasst.

Als dritter methodischer Zugang wurden Expert/innengesprache mit acht Vertretern und Ver-
treterinnen der Tarifvertragsparteien gefuhrt, die das Zustandekommen von tariflichen Rege-
lungen erlautern und dartber hinaus Einschatzungen dazu geben konnten, welche Bedeu-
tung der Tarifebene und der betrieblichen Ebene fir eine (kiinftige) Regulierung von fami-
liengerechten Arbeitsbedingungen zukommt. Es handelte sich um sechs hauptamtliche Ver-
treter von drei Gewerkschaften und zwei Arbeitgeberverbandsvertreter. Die Ergebnisse sind

in den Abschnitt 3.3 eingeflossen.

3. Forderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf durch Tarifvertrage in

Deutschland

3.1 Stand der tariflichen Regulierung bis 2005

Bereits 1998 konnte in einer ersten Auswertung von deutschen Tarifvertragen (Zeitraum
1991-1998) konstatiert werden, dass ,zaghafte Ansatze einer gleichstellungspolitischen Ta-
rifpolitik existieren* (Weiler 1998:3). Dennoch war im selben Zeitraum, wie Stolz-Willig (1996)
in einer Analyse deutlich machte, die Tarifpolitik insgesamt weiterhin vom traditionellen
mannlichen Ernahrermodell geprégt, denn sie regelte vorrangig Einkommens- und Ar-

beitszeitbedingungen von mannlichen Facharbeitern. Regelungen qualitativer Tarifpolitik

8 Austhrlich zur W SI-Betriebsratebefragung vgl. Infas 2007, Schafer 2008 und Infas 2011.

° Da in Non-Profit-Organisationen der Kirchen keine Betriebsrate existieren, ist dieser Bereich eben-
falls nicht erfasst.



blieben hinter manchen Hoffnungen zurtick, da ,zukunftsweisende Gestaltungsoptionen hin-
ter dem Abwehrkampf gegen Deregulierung und Erosion des Flachentarifvertrags zurtick
[-standen]* (Stolz-Willig 1996: 5f).*°

Im Jahre 2005 wurde der Stand anhand einer Analyse von 117 Tarifvertrdgen erneut unter-
sucht. Die Férderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf war weiterhin kein zentraler
Regelungsbereich in Tarifvertrdgen, doch waren in der Mehrzahl der analysierten Tarifver-
trage einzelne Regelungen zu Rahmenbedingungen der Vereinbarkeit enthalten. Besonders
haufig wurde eine gegeniiber dem Gesetz verlangerte Elternzeit ermdéglicht und Aspekte der

Teilzeitarbeit geregelt (vgl. Tabelle A1 sowie Klenner 2005b).

Da die meisten der bis 2005 vereinbarten Regelungen weiterhin Gultigkeit haben (vgl. Tabel-
len A1, A2 im Anhang), wird im Folgenden noch einmal kurz umrissen, zu welchen Themen

Regelungen bestehen (vgl. ausfihrlich Klenner 2005b: 49-60).
3.1.1 Arbeitszeitbezogene Regelungen™

Teilzeitarbeit

Zahlreiche Tarifvertrage tragen der Tatsache Rechnung, dass immer mehr Beschaftigte nicht
nach der im Tarifvertrag festgelegten tblichen Vollzeitarbeitszeit arbeiten sondern eine Teil-
zeitarbeit ausiiben wollen. Viele tarifliche Regelungen, die Teilzeitarbeit ermdglichen sollten,
sind seit dem Inkrafttreten des Teilzeit- und Befristungsgesetzes von der Gesetzeslage
Uberholt. Weiterhin bedeutsam ist es aber, den Zugang von Teilzeitbeschéaftigten zu be-
stimmten Leistungen zu regeln. Einige Leistungen (z.B. Sonderzahlungen) werden bei Teil-
zeitarbeit proportional zur Arbeitszeit gekirzt. In anderen Féllen, z.B. beim Zugang zu Wei-
terbildung, ist jedoch eine Ungleichbehandlung von Teilzeitbeschaftigten gemalr Diskriminie-
rungsverbot (Teilzeit- und Befristungsgesetz § 4) nicht erlaubt. Dies wird in einer Reihe von

Tarifvertragen bekraftigt oder konkretisiert.

Das Teilzeit- und Befristungsgesetz raumt Beschaftigten mit reduzierter Arbeitszeit kein
Recht auf Aufstockung ihrer Arbeitszeit ein. Einige Tarifvertrdge sehen vor, Teilzeitbeschéaf-
tigten bevorzugt einen Vollzeitarbeitsplatz oder Arbeitsplatze mit einer hdheren Teilzeit-
Arbeitszeit anzubieten. Dies ist gemal 8 9 TzBfG auch Gesetzeslage. In Einzelfallen wurde

% Obwohl ein Rechtsgutachten ,Frauenforderung und Grundgesetz (Pfarr 1988, zit. in Stolz-Willig
1996: 9) betont hatte, dass die Tarifvertragsparteien an das Gleichberechtigungsgebot im Grund-
gesetz gebunden seien, fehlte es an einem systematischen Konzept, ,wie durch geénderte Tarif-
bestimmungen Diskriminierung abgebaut und zugleich aktive Gleichstellung betrieben werden
kann.” (ebenda).

' Hier wurden nicht alle Regelungen zur flexiblen Gestaltung von Arbeitszeiten analysiert, die sich
unter Umstanden auch fur eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf eignen kdnnen, wie
etwa Arbeitszeitkonten, sondern nur jene, die explizit auf das Ziel besserer Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf hin bezogen reguliert wurden.
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geregelt, dass von der Arbeitnehmerin ein veranderter Arbeitsvertrag mit hdherer Stunden-
zahl verlangt werden kann, wenn regelmafiig dber einen bestimmten Zeitraum hinweg langer

gearbeitet wurde.

Ein weiteres Thema ist die Anrechnung der Berufs- oder Tatigkeitsjahre bei Teilzeitarbeit,
was fir die Entgeltbestimmung als auch fir einen moglichen Aufstieg von grof3er Bedeutung
ist. Einige Tarifvertrage legen fest, dass hier fir Teilzeitbeschaftigte ein Jahr ebenso als ein

Jahr gezahlt wird wie bei Vollzeitbeschaftigten.

Regelungen zu taglichen Mindestarbeitszeiten von drei oder vier Stunden zielten zum einen
auf die gleichstellungspolitisch bedeutsame eigenstandige soziale Absicherung von Frau-
en.” Zum anderen dienen sie dem Schutz vor einer Aufsplittung des Arbeitsvolumens in zu

kleine Abschnitte.

Schutz bestimmter Beschéftigtengruppen vor familienunfreundlicher Arbeitszeitlage

In einigen Tarifvertragen sind Regelungen enthalten, die Beschéftigte mit Kindern, teilweise
auch fur pflegende Beschéftigte vor Arbeit nach 18:30 Uhr, vor (regelméfiger) Arbeit am
Samstag sowie teilweise vor Mehrarbeit schiitzen sollen, wenn dies aus familiaren Griinden
nicht zumutbar wére. Die Regelungen verbieten nicht die Beschéaftigung zu diesen Zeiten,
sondern geben den Arbeitnehmer/innen die Mdglichkeit, sich auf Wunsch von diesen Zeiten
ausnehmen zu lassen. Meist missen fir den Anspruch ,dringende personliche Griinde* vor-
liegen, mitunter wird eine Altersgrenze der Kinder angegeben. Der Anspruch besteht meist
nur dann, wenn der Partner oder die Partnerin nicht die Betreuung oder Pflege Glbernehmen

kann.

Abstimmung der Arbeitszeiten mit Offnungszeiten von Kinderbetreuungseinrichtungen

Regelungen zur Abstimmung der Arbeitszeiten mit den Offnungszeiten von Einrichtungen
der Kinderbetreuung kénnen flir diejenigen sehr wichtig sein, die nicht im Rahmen von
Arbeitszeitkonten ihre Arbeitszeit an Zeiten der Kindereinrichtungen anpassen kénnen. Fir
einen betrachtlichen Teil der Beschaftigten (59 Prozent der Frauen und 57 Prozent der Man-
ner) werden die Arbeitszeiten vom Arbeitgeber festgelegt (WSI GenderDatenPortal™®), so

dass fur sie die Moglichkeit, die Arbeitszeit anzupassen, per Tarifvertrag eingerdumt wurde.

12 Teilweise kann aber im gegenseitigen Einvernehmen von der Vorschrift der Mindestarbeitszeit ab-
gewichen werden.

13 http://www.boeckler.de/38984.htm, zuletzt gepriift 13.03.13



http://www.boeckler.de/38984.htm

3.1.2 Freistellungsrechte wegen Krankheit eines Kindes oder anderer Haushaltsangehori-

ger

Einzelne freie Tage zusatzlich zum Jahresurlaub werden in zahlreichen Tarifbereichen aus
personlichen Griinden gewéhrt.** Freistellungsregelungen sind von Bedeutung, damit Frauen
und Manner mit Kindern oder Pflegeverantwortung, in einem Krankheitsfall des Kindes oder

in Notféallen ihren Betreuungsaufgaben nachkommen kdénnen.

In einer Reihe von Tarifvertragen wird geregelt, wie lange die Beschaftigten wegen Krankheit
der Kinder, der Ehegatten und teilweise anderer Haushaltsmitglieder der Arbeit fernbleiben
darfen. Ein arztliches Attest muss in den meisten Féllen nicht nur die Erkrankung bescheini-
gen, sondern auch die Notwendigkeit, dass die Anwesenheit des Arbeitnehmers zur Pflege
erforderlich ist. Auch fiir Beschaftigte, deren Ehepartner normalerweise die Kinder betreut,
wird eine Freistellung gewahrt, wenn der Ehepartner durch Krankenhausaufenthalt daran

gehindert ist, die Kinderbetreuung zu tbernehmen.

Die Regelungen unterscheiden sich danach, ob sie eine unbezahlte, bezahlte oder eine teil-
weise bezahlte Freistellung vorsehen. Einige Tarifvertrage verbessern die Situation fir die
Beschaftigten gegeniiber der gesetzlichen Regelung®, indem sie die volle Fortzahlung des
Entgeltes regeln oder den Anspruch auf Kinder hdheren Alters oder auf andere Haushalts-

mitglieder erweitern.

3.1.3 Elternzeit: Verlangerung und Weiterbildungsmaéglichkeiten

Tarifliche Regelungen zur Elternzeit sind relativ weit verbreitet. Der Regelungsschwerpunkt
der vor 2005 abgeschlossenen Vereinbarungen liegt auf der Verlangerung der unbezahlten
Ausstiegsmoglichkeit gegentber der gesetzlichen Elternzeitregelung. Die Dauer der zusatzli-
chen tariflichen Freistellung variiert zwischen einem halben Jahr (Bankgewerbe, Versiche-

rungen) und mehreren Jahren.

Einige Tarifvertrage regeln, wie wahrend der Elternzeit der Kontakt zum Betrieb gewahrleis-
tet werden soll. Auch die Weiterbildung wahrend dieser Phase ist in einer Reihe von Tarifver-
trdgen geregelt, allerdings meist in Form von Kann- oder Soll-Bestimmungen. Weit reichend
ist der Anspruch im Qualifizierungs-Tarifvertrag der Metall- und Elektroindustrie Baden-

Wirttemberg (2001). Hiernach haben Beschaftigte Anspruch auf ein regelmafiiges Gesprach

4 Das hat eine lange Tradition und steht im Kontext der Regelung im Birgerlichen Gesetzbuch
(8 616), wonach Arbeitnehmer/innen den Anspruch auf Vergutung nicht verlieren, wenn sie fiir eine
verhaltnismaRig unerhebliche Zeit durch einen in ihrer Person liegenden Grund, den sie nicht ver-
schuldet haben, an der Ausfiihrung ihrer Arbeit gehindert werden.

' Hier ist wieder ein Ineinandergreifen von gesetzlichen und tariflichen Regelungen zu beobachten:
Fur die Freistellung bei Krankheit des Kindes wird Krankengeld gezahlt (§ 45 SGB V). Bei einem
akut eingetretenen Pflegefall haben Arbeitnehmer/innen das Recht, tageweise der Arbeit fernzu-
bleiben (Pflegezeitgesetz § 2 Abs. 1).
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mit dem Arbeitgeber Gber den Qualifizierungsbedarf; wenn er besteht, werden die notwendi-
gen Qualifizierungsmaflinahmen vereinbart. Beschéftigte in Elternzeit sind hier ausdricklich

eingeschlossen.

3.1.4 Telearbeit

Seit langem wird Telearbeit als eine Mdéglichkeit angesehen, die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie zu verbessern. Allerdings wurde auch immer auf die Gefahren hingewiesen, dass
sich berufliche und persodnliche Sphéare schwerer trennen lassen, die Arbeitszeiten unkontrol-
liert ausgeweitet werden, der Arbeitsschutz geféhrdet ist und der Kontakt zu den Kol-
leg/innen im Betrieb verloren geht (vgl. Kamp 2000; Liebs/Schuchard 0.J.). Zur Telearbeit
gibt es nur sehr wenige Regelungen in den analysierten Tarifvertragen. Sie finden sich nur in
Firmentarifvertragen (etwa bei der Deutschen Bahn AG sowie bei IBM). Besonderer Schwer-
punkt der Regelungen ist neben der Freiwilligkeit das Prinzip der ,alternierenden Telearbeit":
Die Beschéftigten arbeiten dabei nur einen Teil der Arbeitszeit zu Hause, den anderen im
Betrieb. Geregelt wird die Erfassung der Arbeitszeit, das zur Verfliigung stellen der Arbeits-

mittel durch den Arbeitgeber, Datenschutz, Versicherungs- und Haftungsfragen.

Generell ist festzuhalten: Die Regelungsdichte variierte 2005 ebenso wie die geregelten
Themen sehr stark. An einem Ende des Spektrums finden sich Branchen, in denen nur ver-
einzelte Aspekte geregelt sind (z.B. die SulRwarenindustrie oder das Kfz-Gewerbe), am an-
deren Ende des Spektrums gibt es einzelne Branchen und vor allem groRe Firmen, in denen
relativ breit komplexe Regelungen gefunden wurden, wie beispielsweise die Chemische In-
dustrie, die Deutsche Bahn oder IBM, (vgl. Tabelle Al). Weiter reichende Vereinbarungen
wurden in Firmen-Tarifvertragen vereinbart, die aber einen anderen Charakter aufweisen als
Flachentarifvertrage. Firmentarifvertrdge beziehen sich nur auf ein Unternehmen und sind
daher eher mit Betriebsvereinbarungen zu vergleichen. Meist handelt es sich dabei um
GroRunternehmen, die aus dem Offentlichen Dienst ausgegliedert worden sind, wie bei-
spielsweise die Telekom, die die vormalige Tradition ausgepragter Mitbestimmung und
Gleichstellungsbemuhungen fortfuihrten.

3.2 Neue Regelungen — Ergebnisse der Tarifvertragsanalyse 2012

3.2.1 Tarifabschlisse zur Férderung der Familienfreundlichkeit von 2006 bis 2012

Im Folgenden stellen wir die Ergebnisse unserer jlingsten Tarifvertragsanalyse im Jahre
2012 vor. Die erneute Auswertung von Tarifvertrdgen®® zeigt, dass es bei rund vier von fiinf
Vertragen seit 2005 keine Veranderung im Themenfeld Familienfreundlichkeit gegeben (vgl.
Tabelle A2).

'® wir danken den Kolleginnen und Kollegen des WSI Tarifarchivs fir die Unterstitzung bei der Aus-
wertung der Tarifvertrage, ohne die diese Analyse nicht méglich gewesen ware.
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Bei rund 20 Prozent der 2012 analysierten Tarifvertrage - das waren 23 Tarifvertrage — wur-
den dagegen zwischen 2005 und 2012 Abschlisse getatigt, die sich in dieser oder jener
Weise auf Aspekte der Forderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf beziehen. In einer
Reihe von Tarifgebieten waren das Tarifvertréage, die auch vor der Neuverhandlung schon
Regelungen zur Familienfreundlichkeit enthalten hatten und nun um zusétzliche Aspekte
erweitert wurden. Das trifft zum Beispiel auf die Chemische Industrie, die Metallindustrie ver-
schiedener Tarifbezirke!’, auf den Offentlichen Dienst sowie die Volkswagen AG und Deut-
sche Bahn AG zu.

Insgesamt waren damit in mehr als 90 Prozent der 2012 ausgewerteten Tarifvertrage in ir-
gendeiner Weise Regulierungen im Themengebiet ,Vereinbarkeit von Familie und Beruf*
enthalten. Dabei sind allerdings nicht selten nur einzelne Aspekte geregelt (vgl. Tabellen Al
und A2).

Nachfolgend stellen wir die neu abgeschlossenen Regelungen seit 2006 dar (fir Einzelheiten
vgl. Tabelle A3). Zum Teil sind innovative Themen und Regelungsinhalte hinzugekommen.
Neu ist vor allem der Einstieg in eine lebensphasenorientierte Arbeitszeitgestaltung — darum

geht es im nachsten Abschnitt.

3.2.2 Optionen der Arbeitszeitgestaltung im Lebensverlauf: Langzeitkonto, Demografie-

fonds und Zeitwertkonto

In den letzten Jahren haben einige Tarifbereiche der Industrie sowie die Deutsche Post AG
tarifiche Regelungen fiur die Gestaltung von Lebensphasen vereinbart, darunter auch die
Familienphase. Zum Teil sind es Rahmenregelungen, die durch Betriebsvereinbarungen
untersetzt werden muassen, zum Teil gilt der Anspruch unmittelbar, wie das Zeitwertkonto der

Deutschen Post.

Demografiefonds

In der Chemischen Industrie wurde ein Demografiefonds vereinbart und eine lebensphasen-
bezogene Gestaltung der Arbeitszeit ermdglicht. Damit werden — neben anderen Zwecken —
auch zusatzliche Erziehungs- und Familienzeiten mit finanziellem Ausgleich méglich ge-
macht. Zunéchst wurde im Tarifvertrag ,Lebensarbeitszeit und Demografie* (2008) ein Be-
trag von 300 Euro pro Beschéftigten vereinbart, der auf der Grundlage von abzuschlie3en-
den Betriebsvereinbarungen fir verschiedene Zwecke genutzt werden konnte. Da sich hier
als die haufigste betriebliche Nutzungsform der Einsatz dieses Demografiefonds fur die Al-
tersvorsorge entwickelt hatte, wurde 2012 fir die westdeutsche Chemische Industrie ein zu-
satzlicher Betrag von 200 Euro pro Beschéftigten als Zufihrung zu einem Fonds vereinbart,

" Bayern, Berlin-Brandenburg, Hessen, Niedersachsen, Nordwiirttemberg-Nordbaden und weitere.
12



der ausschlieR3lich fur arbeitszeitliche Entlastung in Form abgesenkter Vollzeitarbeit genutzt
werden darf (vgl. Tab. A3 im Anhang). Vorher war bereits in der ostdeutschen Chemischen
Industrie ein Fonds zur lebensphasengerechten Gestaltung der Arbeitszeit (gultig ab 2013)
tariflich vereinbart worden. Mit diesen Regelungen soll neben einer altersgerechten Arbeits-
zeitgestaltung auch die Phase intensiver Familienarbeit unterstiitzt werden. Insbesondere
sollen Zeitentnahmen vom Langzeitkonto fur Erziehungszwecke oder aber zeitliche Entlas-
tungen durch das Modell ,RV 80“ (Reduzierte Vollzeit 80%) ohne Einkommenseinbul3en
mdoglich sein. Fir Teilzeitbeschaftigte, die bereits bisher weniger als 80% der Vollzeitarbeit

arbeiten oder arbeiten wollen, gilt die Regelung allerdings nicht.

Langzeitkonto zur persdnlichen Lebensarbeitszeitplanung

In einigen Tarifbezirken der Metallindustrie ist die Einrichtung eines Langzeitkontos zur per-
sdnlichen Lebensarbeitszeitplanung, darunter im Zusammenhang mit der Elternzeit, moglich
soweit eine Betriebsvereinbarung dies vorsieht (vgl. Tabelle A3). Welche Zeitguthaben auf
das Langzeitkonto gebucht werden kdnnen, regeln die Betriebsparteien. Moglich sind zu-
nachst in erster Linie zusatzliche Arbeitsstunden, fir die ein Vergltungsanspruch besteht.
Das kann Uber die tarifliche Arbeitszeit hinaus gearbeitete Arbeitszeit sein, entweder im
Rahmen eines Zeitguthaben, oder es kann Zeit aus der freiwilligen Heraufsetzung der re-
gelmafiigen Wochenarbeitszeit flr bestimmte Beschéftigtengruppen sein (bis zu 5 Stunden
wochentlich). Wenn eine Betriebsvereinbarung dies zulasst, dann kann der oder die Be-
schaftigte Stunden ,aus der individuellen regelmafigen wochentlichen Arbeitszeit zugunsten
eines Zuflusses in das Langzeitkonto* verbuchen lassen (MTV ERA Metallindustrie Stidba-
den).’

Auch bei der Volkswagen AG wurden ein individuelles Langzeitkonto sowie ein Tarifvertrag
.Demografischer Wandel* mit zahlreichen Regelungen zur Gestaltung der Arbeitszeit verein-
bart. Die Mdglichkeit eines individuellen Langzeit-Urlaubs besteht ebenfalls beim Unterneh-
men IBM.

Zeitwertkonto

Im Firmentarifvertrag der Deutschen Post wurde die Einrichtung eines Zeitwertkontos ver-
einbart, das zur Freistellung von der Arbeit unter Fortzahlung des Entgelts auch fir Kinder-

betreuung, Pflege und Sabbaticals genutzt werden kann (Einzelheiten siehe Tabelle A3).

% In einem Erganzungs-Tarifvertrag zum Manteltarifvertrag fir den Bereich Forschung und Entwick-
lung der Firma Bosch, giiltig seit 1.10.2011, ist auch eine Teilzeitvariante mdglich, hier kann die in-
dividuell vergltete Arbeitszeit um 5 Stunden abgesenkt werden. Indem weiter nach der normalen
tariflichen Arbeitszeit gearbeitet wird, flieRen regelmafig die zusétzlichen Stunden in das Langzeit-
konto. Hier sind auch weitreichende Entnahmemdglichkeiten vorgesehen, die Familienphasen,
Pflegezeiten sowie Reduzierung der Arbeitszeit auf 20 Stunden umfassen (Expert/inn/eninterview
8).
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Das Zeitwertkonto wird monetar bespart, das heifdt, der oder die Beschéftigte verzichtet auf
einen Anteil des Einkommens oder auf jahrliche Sonderzahlungen (13. Monatsgehalt,
Urlaubsgeld und weitere). Auch Teilzeitbeschéftigte kdnnen das Zeitwertkonto in Anspruch
nehmen. Wéhrend einer Freistellungsphase kann dann entweder 80 oder 100 Prozent des
durchschnittlichen Monatseinkommens aus dem Wertguthaben bezogen werden. Neben
anderen, vor allem rentennahen Entnahmen, kann die Freistellung fir Elternzeit im An-
schluss an die gesetzliche Elternzeit oder fiir die Pflege naher Angehoriger genutzt werden.
Familienbezogene Freistellungen, die nicht an die Elternzeit anschliel3en, sind im Rahmen

der Sabbaticalregelung mdglich.

Der Tarifvertrag beinhaltet, anders als in der Metall- oder Chemieindustrie, einen unmittelba-
ren Anspruch der einzelnen Beschéftigten, d.h. es ist keine Betriebsvereinbarung noétig. Ein
bei der Post ebenfalls vereinbarter Demografiefonds ist fur die Entgeltaufstockung bei Alters-

teilzeit reserviert und nicht firr die arbeitszeitliche Entlastung von Eltern.*

Allen diesen Regelungen ist gemeinsam, dass nicht nur kurzfristige Variationen der Arbeits-
zeit im Laufe einer Woche, eines Monats oder eines Jahres mdglich sind, sondern dass der
Lebenszyklus der Menschen in den Blick genommen wird. Damit wird auch die Familien-

oder Pflegephase als eine von mehreren Lebensphasen gestaltbar.

Nachfolgend werden weitere neue Tarifregelungen aus den Jahren 2006-2012 dargestellt.
3.2.3 Teilzeitarbeit und unterstitzende MafRnahmen fur Eltern

Teilzeitarbeit und Verteilung der Arbeitszeit

Nur einzelne grofRe Firmen haben in Firmentarifvertragen zwischen 2006 und 2012 hierzu
neue Regelungen getroffen. Die Arbeitnehmer/innen bei IBM sollen Zeitsouverénitat geman
Tarifvertrag verwirklichen kénnen, die als selbstverantwortlich festgelegte Verteilung der
Arbeitszeit unter Abwagung betrieblicher und persénlicher Belange definiert wird. Gleichzei-
tig soll eine Ruckkehr von Mitarbeiter/innen nach der Elternzeit insbesondere in Form von

Teilzeitarbeit gefordert werden.

Bei der Deutschen Bahn AG soll die Verteilung der Arbeitszeit bei Teilzeit moglichst entspre-
chend der Wunsche der Arbeitnehmer/innen erfolgen (wie auch § 8 TzBfG regelt). Beim
Wunsch von Teilzeitbeschaftigten, ihre Arbeitszeit auf Vollzeit aufzustocken, sieht der Tarif-
vertrag einen Vorrang von Teilzeitbeschéaftigten mit Aufstockungswunsch gegentber Neu-
einstellungen vor. Mdglich ist auch die Verblockung von freien Teilzeittagen zu Blockfreizei-

ten. Das Besondere ist eine Hartefallklausel zugunsten von Beschaftigten, deren personliche

' Hierbei wurde ein sozialer Ausgleich vereinbart, der auch eine gleichstellungspolitische Komponen-
te hat. Beschéftigte, die in niedrigeren Entgeltgruppen eingruppiert sind (vorwiegend Frauen), profi-
tieren von einem hdheren Aufstockungsbeitrag.

14



Situation sich plétzlich andert und denen die individuell vereinbarte Arbeitszeit (Teilzeit) nicht
zuzumuten ist. Generell orientiert sich der neu abgeschlossene Demografie-Tarifvertrag an
den Grundwerten der Chancengleichheit und Diskriminierungsfreiheit und ,setzt einen we-
sentlichen Schwerpunkt bei der Forderung der Vereinbarkeit von Beruf und Biografie. Ins-
trumente wie Telearbeit und Familienpflegezeit, Elternzeit und Elternurlaub, Unterstiitzungs-
angebote bei Kinderbetreuung und Pflege von Angehérigen sowie Perspektivgesprache sol-
len neben [...] Gestaltungsoptionen (z.B. Férderung der Teilzeitarbeit) hierzu einen weiteren
Beitrag leisten.” (Tabelle A 3). Bei der Deutschen Bahn sind ebenfalls alternierende Tele-
arbeit (hauslicher und betrieblicher Arbeitsplatz wechseln) und mobile Telearbeit (selbstdis-

ponierter Arbeitsort) moglich.

Bei der Fluggesellschaft Condor wurde 2008 ein Teilzeitmodell im Firmentarifvertrag veran-
kert, auf das Kabinenmitarbeiter Anspruch haben. Eltern mit Kindern unter 16 Jahren kénnen

als Teilzeitmodell jeweils einen halben Monat frei nehmen.

Kitaplatze und Offnungszeiten

Neue Krippen- und Hortplatze sieht der Firmentarifvertrag des ZDF vor. Bei den Sana-
Kliniken AG gibt es einen Konzern-Tarifvertrag zu Beruf, Familie und Gesundheitsférderung
(2009). Danach wird durch die Kliniken die Bereitstellung von Krippen- und Kindertagesstat-
ten-Platzen mit erweiterten Offnungszeiten initiiert, indem Vertrage mit garantierten Off-
nungszeiten und Belegungsrechten mit drtlichen Tragern von Kinderbetreuungseinrichtungen
abgeschlossen werden sollen. Damit sollen insbesondere Beschaftigte mit Bereitschafts- und
Schichtdiensten unterstiitzt werden, berufliche Téatigkeit und Familie miteinander zu verein-
baren. Zuschisse zu den Kinderbetreuungskosten werden gezahlt, wenn eine Kindereinrich-
tung mit erweiterten Offnungszeiten genutzt wird, um im Rahmen des Dienstplanes auch in

Schichten zu arbeiten (vgl. Tabelle A 3).

3.2.4 Qualifizierungsrechte (auch) fir Eltern

Die Qualifizierungsbedarfe von Beschaftigten in Elternzeit wurden im Versicherungsgewerbe
aufgegriffen. Sie werden nicht nur Uber bestehende Weiterbildungsbedarfe informiert, son-
dern mit ihnen wird auch — wie mit allen anderen Beschéftigten — in einem jahrlichen Ge-
sprach der Weiterbildungsbedarf ermittelt. Ausdrticklich wird der Anspruch auch fir Teilzeit-
beschaftigte betont.

Ahnliches wurde 2006 in der Metallindustrie verschiedener Tarifgebiete vereinbart®: Bei der
regelmafigen Feststellung des Qualifizierungsbedarfs sind auch die Belange ,Teilzeitbe-

schaftigter und von Beschaftigten mit Familienpflichten® zu bertcksichtigen. Individuelle Qua-

% n einzelnen Tarifgebieten bestanden die Regelungen bereits friher, vgl. Kap. 3.1.3.
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lifizierungsgesprache sollen auch mit den Beschaftigten gefiihrt werden, die nach der Eltern-
zeit in den Betrieb zuriickkehren, und zwar nach Mdglichkeit bereits wahrend der Elternzeit
(vgl. Tabelle A3).

Neben diesen Flachen- und Firmentarifvertrdgen gibt es andere Vereinbarungen, die nicht
Tarifvertrage im Sinne des Tarifvertragsgesetzes sind, aber ebenfalls Willenserklarungen
von Arbeitgeber- und Gewerkschaftsseite darstellen, die die Familienfreundlichkeit verbes-

sern sollen.?

Im Folgenden wird analysiert, welche Motive zum Abschluss der neuen tariflichen Regelun-

gen gefuhrt haben.

3.3 Wie kam es zu den neuen Tarifregelungen?

Zum Teil sind die Motive fir den Abschluss der Vereinbarungen direkt in den Vertragen for-
muliert. So enthalt der Demografie-Tarifvertrag der Chemischen Industrie z.B. das Ziel, eine
nachhaltige und vorausschauende Personalpolitik in den Unternehmen zu fordern, die der
langfristigen Wettbewerbssicherung dient, und zugleich die Interessen der Beschéftigten
nach alters- und leistungsgerechten Arbeitsbedingungen zu berticksichtigen. Der Tarifvertrag
soll Anreize flir eine langere Beschaftigung von Arbeitnehmer/innen im héheren Lebensalter
setzen. In einem anderen Vertrag heil3t es, dass es um eine gesteigerte Arbeitszufriedenheit,
Effektivitdts- und Effizienzgewinne, vorzeitige Wiederaufnahme der Berufstatigkeit, Forde-
rung der Wiedereingliederung nach Ausfallzeiten geht (Vertrag ver.di — Land Hessen, vgl.
Tab. A3).

Wiederholt werden in den Tarifvertradgen folgende Motive benannt:

e Bewaltigung des demografischen Wandels,
e Verkirzung der Berufsausstiegsphasen im Zusammenhang mit der Geburt eines
Kindes,

o Effizienzgewinne durch hdhere Arbeitszufriedenheit.

Auch die Befragung der Expert/innen lasst die gro3e Bedeutung des demografischen Wan-
dels als Moativation fur neue tarifliche Vereinbarungen erkennen. Hierbei geht es keineswegs

an vorderster Stelle um Familienphasen und Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Vielmehr

21 Bej der Deutschen Telekom wurde z.B. MaRnahmen zur Forderung der Berufstatigkeit und berufli-
chen Entwicklung von Frauen vereinbart, darunter Malinahmen zur Foérderung des Wiedereinstiegs
wahrend und nach der Familienpause und die Entwicklung kreativer Arbeitszeitmodelle. Die Telekom
hat auch mit dem ,Stay in contacT“-Programm und einem Vaternetzwerk Voraussetzungen dafur ge-
schaffen, dass Beschéftigte im Mutterschutz und wéhrend der Elternzeit in Kontakt mit ihrem Aufga-
benbereich bleiben. Dort regelt auch das Programm ,work-life@telekom* dass die Nutzung mobiler
Geréte aul3erhalb der Arbeitszeit freiwillig ist, also keine Verpflichtung zur Erreichbarkeit besteht. An-
gestrebt wird auch, dass Teilzeitarbeit selbstverstandlicher Teil der Fiihrungskultur werden soll.
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ist mit der Heraufsetzung der Regelaltersgrenze fir den Renteneintritt die Frage auf die Ta-
gesordnung getreten, wie altere Arbeithehmer/innen gesund in héheren Altersphasen er-

werbsfahig bleiben kdnnen. Diese Frage hat Tarifvertragsparteien zuvorderst umgetrieben.

Keineswegs gleichrangig mit der Betonung der Interessen &lterer Beschaftigter wird die Ver-
besserung speziell der Vereinbarkeitsbedingungen von Arbeitnehmer/innen mit Kindern ge-
nannt. Am starksten wird dieser Faktor von dem Experten betont, der speziell fir ein ost-
deutsches Tarifgebiet zustandig ist (Expert/inn/eninterview 4). Dass in Ostdeutschland weit
mehr Frauen mit Kindern aller Altersgruppen in den Betrieben téatig sind, schlagt sich hier

auch in einem groBeren Problembewusstsein auf Seiten der Tarifvertragsparteien nieder.

Ein beglnstigender Faktor fir tarifliche Regelungen hierbei war, wenn es in der Branche
schon Vorlauferreglungen gab (Expert/inn/eninterview 1). So waren zum Beispiel in der

Chemischen Industrie tarifvertragliche Altersfreizeiten ab dem 55. Lebensjahr vereinbart.

Aus Sicht der Arbeitgeber spielt des Weiteren das wirtschaftliche Interesse eine Rolle, die
Betriebe der Branche fir Arbeitnehmer/innen attraktiv zu machen, und in diesem Zuge auch

gute Bedingungen fir Frauen mit Kindern zu schaffen (Expert/inn/eninterviews 3 und 4).

Zusammen mit der Arbeits- und Leistungsfahigkeit alterer Beschaftigter ist die Frage der
Arbeitsbelastungen, der Fehlzeiten durch Krankheit und der Qualitat der Arbeit (,gute Arbeit")
in den Fokus gertckt (Expert/inn/eninterview 2) und motivierte zu tariflichen Verhandlungen

Uber lebensphasenbezogene Regelungen.

Die Regelungen zum demografischen Wandel und zur Entlastung besonders belasteter
Gruppen sind auch im Kontext der Stagnation bei der allgemeinen Arbeitszeitverkiirzung zu
sehen (Expert/inn/eninterviews 1 und 3). Allgemeine tarifliche Arbeitszeitverkiirzungen gelten
momentan als nicht durchsetzbar. Daher traten besondere Regelungen fir besonders belas-
tete Beschéftigtengruppen (Altere, Eltern kleiner Kinder) in den Vordergrund. Dabei waren
mehrere Expert/inn/en der Meinung, dass nur eine konsensorientierte Tarifpolitik, die die
Interessen von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbanden aufnimmt und austariert, in die-

sem Feld zu neuen Abschliissen fuhren konnte.

Da bei der Bewaltigung des demografischen Wandels die Arbeitsbedingungen und Aus-
stiegsmoglichkeiten alterer Beschaftigter im Vordergrund standen, - so die Ansicht mehrerer
Experten und Expertinnen — lasst sich schlieRen, dass Familienfreundlichkeit hier im ,Hu-
ckepackverfahren® zusammen mit dem vorrangigen Ziel der altersgerechten Ar-
beits(zeit)gestaltung fir Altere zustande gekommen ist. Das Bestreben, fir die wegfallende
gesetzliche Altersteilzeitregelung ein Aquivalent zu schaffen, sowie die Heraufsetzung der
Regelaltersgrenze waren die entscheidenden Motoren fur diese neuen Tarifabschlisse.
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Das Motiv, die Gleichstellung der Geschlechter zu fordern, wird anders als in der 1990er
Jahren nicht mehr explizit genannt. Einzig die Regelungen zur Qualifizierung, bei denen die
Einbeziehung von Teilzeitbeschaftigten sowie von Beschaftigten in Elternzeit betont wird,
stehen in der Tradition der Chancengleichheitspolitik friherer Jahre. Wéhrend in der Ver-
gangenheit die Vereinbarkeit von Familie und Beruf nicht selten eingebettet war in eine
Chancengleichheitsprogrammik, scheint sich nun ein Paradigmenwechsel anzudeuten: Fa-
milienfreundliche Regelungen werden, wenn Uberhaupt, mit dem Ziel getroffen, die relativ
schnelle und maoglichst reibungslose Riickkehr von Miittern nach der Geburt eines Kindes zu
sichern. Daflr sprechen Regelungen, die sich auf Qualifizierungen in und nach der Elternzeit
beziehen, ebenso wie die Kinderbetreuungszuschiisse bei den Sana-Kliniken. Diese Zu-
schusse werden nur gezahlt, wenn die Beschaftigte mit Kleinkindern zu normalen Zeiten des
Dienstplanes — ausdrticklich ist hier Bereitschafts- und Schichtdienst angesprochen — arbei-

ten.

3.4 Zusammenfassung der Tarifvertragsanalyse 2012

Die Forderung der Familienfreundlichkeit der betrieblichen Arbeitsbedingungen war kein
Schwerpunkt des Tarifgeschehens in den letzten sechs Jahren. Sofern es neue Regelungen

gegeben hat, beziehen diese sich auf

- Langzeitkonten und bezahlte Freistellung zur zeitlichen Entlastung von Eltern
- Teilzeitarbeit und unterstiitzende MalBhahmen nach der Elternzeit

- Qualifizierungsrechte (auch) fur Eltern, darunter in der Elternzeit.

Als das innovativste Regelungsfeld ist der Einstieg in eine lebensverlaufsbezogene Arbeits-
zeitgestaltung anzusehen. Neue Tarifregelungen ermdglichen, Phasen mit reduzierter
Arbeitszeit oder mit ruhendem Arbeitsverhéaltnis im Erwerbsleben relativ selbstbestimmt in
Anspruch zu nehmen und dafir Zeit und Geld anzusparen. Dies ist mit dem Zeitwertkonto
bei der Post, dem Demografiefonds in der Chemischen Industrie sowie den Langzeitkonten
in der Metallindustrie mdglich. Die Beschaftigten erhalten dadurch mehr Freirdume, um die
Arbeitszeit auch langerfristig im Lebensverlauf variieren zu kénnen, Belastungen in bestimm-
ten Lebensphasen zu reduzieren und einen gleitenden Ausstieg aus dem Erwerbsleben in

Anspruch zu nehmen.

Innovativ am Zeitwertkonto der Deutschen Post ist, dass hier Zeit gegen Geld getauscht
wird, und wenn der oder die einzelne Beschaftigte entsprechend anspart, auch der Arbeitge-
ber das Zeitwertkonto noch aufstockt. Wahrend beim Demografiefonds der Chemischen In-
dustrie Arbeitgeber einen Geldbetrag in einen Fonds zahlen, Uber dessen Verwendung die
Betriebsparteien entscheiden, verzichten die Beschaftigten bei der Post auf einen Teil ihrer
Bezlige, um in Zukunft Freiphasen oder Phasen reduzierter Arbeitszeit in Anspruch nehmen

zu koénnen.
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Dominant als Motiv fur derartige Abschllsse ist die Bewaltigung des demografischen Wan-
dels, der in erster Linie mit Bezug auf die Alterung der Belegschaften wahrgenommen wird.
Im Zuge der Beschaftigung mit dem Thema geraten dann offenbar auch die gestiegene Miit-
tererwerbstétigkeit bzw. das Interesse der Arbeitgeber an der Weiterbeschaftigung qualifi-

zierter Frauen in den Blick. Gleichstellungsziele spielen praktisch keine Rolle mehr.

Moglicherweise haben die Tarifvertragsparteien die Tarifvertrdge nicht als die geeignete Re-
gelungsebene fur mehr Familienfreundlichkeit angesehen, da hier Unternehmen unterschied-
licher GroRRe, Leistungskraft und Interessenlage von einem Tarifvertrag erfasst werden. In-
wieweit auf der Betriebsebene mehr neue Regelungen zustande gekommen sind, wird im

nun folgenden Abschnitt 4 behandelt.
4. Betriebsvereinbarungen zur Férderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf

4.1 Stand der Forschung: Wie viele Betriebe engagieren sich fir eine bessere

Vereinbarkeit von Familie und Beruf und warum??%

4.1.1 Verbreitung von Mallnahmen und Vereinbarungen

Nur eine kleine Minderheit von rund 13 Prozent aller Betriebe hatte laut IAB-Betriebspanel im
Jahre 2008 Malinahmen zur Chancengleichheit und besseren Vereinbarkeit von Familie und
Beruf®® ergriffen (Kohaut/Méller 2009). In der Privatwirtschaft waren es nur 10 Prozent.
Durch diese Regelungen wurden etwa 27% der Beschéftigten erfasst, da grof3e Betriebe

haufiger familienfreundliche Malinahmen anbieten (ebenda).

Familienfreundliche MalRBhahmen im Betrieb kdnnen auf gesetzlichen Vorgaben, Tarifvertra-
gen, Betriebsvereinbarungen oder auch auf der Eigeninitiative der Geschaftsfiihrung beru-
hen. Malinahmen, die in betrieblichen Vereinbarungen geregelt worden sind, hatten nach
IAB-Daten nur 5 Prozent der Betriebe.?* Die restlichen Betriebe ergriffen MaRnahmen auf der

Grundlage von Tarifvertragen oder als freiwillige Initiativen (Kohaut/Mdller 2009: 1).

Zu ahnlichen Verbreitungsgraden wie das IAB kommt auch die Betriebsratebefragung der
Industriegewerkschaft Metall im Jahre 2011. Im Organisationsbereich der IG Metall haben 10

Prozent der Betriebe eine Betriebsvereinbarung zur besseren Vereinbarkeit von Familie und

2 Wir danken Christin Kavermann fir Recherchen wahrend ihres Praktikums im WSI, die hier einge-
flossen sind.

8 Hier war zwar breiter nach Chancengleichheit und auch Frauenférderung gefragt worden, die meis-
ten Aktivitdten konzentrierten sich aber auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf (Kohaut/Moller
2009: 6)

2 Auf die Frage auf welcher Regelungsgrundlage ihre MalRnahmen basieren, gaben 42 Prozent der
deutschen Unternehmen mit familienfreundlichen Mal3nahmen an, betriebliche Vereinbarungen zur
Familienfreundlichkeit getroffen zu haben. Dies ergab die Befragung Europaischer Unterneh-
mensmonitor Familienfreundlichkeit aus dem Jahr 2009 (BMFSFJ 2010b). Hierzu wurden europa-
weit Geschéftsfihrerinnen und Geschéftsfuhrer interviewt.
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Beruf, in weiteren 4 Prozent der Betriebe wird derzeit tber eine solche verhandelt (Knittel
2012: 9). Bei der WSI-Betriebsratebefragung 2007 gaben 9,6% der Betriebe an, familien-
freundliche Betriebsvereinbarungen abgeschlossen zu haben (Klenner 2008). Bei den beiden
letztgenannten Befragungen ist die Grundgesamtheit eine andere als beim IAB Betriebspa-
nel, denn hier wurden nur Betriebe mit Betriebsrat befragt. Das IAB Betriebspanel umfasst
zudem Betriebe ab flnf Beschéftigten, wahrend in der WSI-Betriebsratebefragung Betriebe

ab 20 Beschéftigten erfasst werden.

Die unterschiedlichen Verbreitungsgrade von MaRnahmen lassen sich mit den methodischen
Unterschieden der Befragungen erklaren. Doch alle Ergebnisse gehen in eine ahnliche Rich-
tung. Aber wahrend die Daten des |IAB-Betriebspanels, der IG Metall-Umfrage und der WSI-
Betriebsratebefragung relativ nah beieinander liegen, weichen die Befragungsergebnisse
des Instituts der deutschen Wirtschaft (IW) deutlich davon ab. Nach dem vom IW erhobenen
Unternehmensmonitor Familienfreundlichkeit sind weitaus mehr Betriebe aktiv geworden
(BMFSFJ / IW 2010).%® Ein wesentlicher Grund fiir die stark abweichenden Verbreitungsgra-
de zwischen den ersten Erhebungen und dem Monitor Familienfreundlichkeit dirfte darin
liegen, dass bei letzterem nicht nach rechtlich verbindlichen Betriebsvereinbarungen sondern
nach jeglichen Angeboten gefragt worden ist. Gemaf Unternehmensmonitor Familienfreund-
lichkeit boten 2010 fast 80% der Unternehmen Teilzeitbeschéaftigungen und andere flexible
Tages- und Wochenarbeitszeiten an. Im Bereich der Elternférderung geben ebenfalls ca.
80% der Unternehmen an, auf Eltern z.B. bei der Urlaubsplanung besondere Rucksicht zu
nehmen. 61% der Unternehmen bieten ihren Beschéftigten eine Teilzeitarbeit oder phasen-
weise Beschéftigung in der Elternzeit an, wahrend 36% spezielle Programme fiir den Wie-
dereinstieg erarbeitet haben. Als weitere MalBhahmen wurden Paten- und Weiterbildungs-
programme in der Elternzeit oder auch spezielle Vaterférderung genannt, allerdings deutlich
weniger verbreitet als die oben genannte Regelungen. Nur ein Kkleiner Bruchteil bietet eine
betriebliche Kinderbetreuung (2,4 Prozent) an (BMFSFJ / IW 2010: 7).

41.2 Motive

Was ist bisherigen Forschungen tber Motive flr die Einfihrung betrieblicher Mal3nahmen zu
entnehmen? In Deutschland stehen als Hauptmotive die Erhéhung der Arbeitszufriedenheit,
eine Steigerung der Attraktivitat des Unternehmens flr Bewerber/innen sowie Beschéftigte
sowie die Hoffnung auf Produktivitdtszuwéchse vorne in der Rangliste (vgl. BMFSFJ 2010a:

7f). ,Qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gewinnen“ (93,2%) steht an erster Stelle

% Inwieweit die methodischen Unterschiede der Befragungsdesigns fir die unterschiedlichen Ergeb-
nisse verantwortlich sind, kann auf der Grundlage veréffentlichter Ergebnisse nicht eindeutig ermit-
telt werden. Das IW hat mittels CATI-Interviews die Geschéftsfilhrungen von 1.319 Unternehmen
befragt sowie die Daten fur zwei Sektoren (Industrie/ Dienstleistungen) und drei GrélRenklassen
hochgerechnet (BMFSFJ / IW 2010: 27).
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der Motive der Unternehmen fur familienfreundliche MaRRhahmen, praktisch gleichauf mit der
Absicht, die Arbeitszufriedenheit der Beschaftigten zu erhéhen (93,1%, BMFSFJ / IW 2010:
21). Neben dem Wettbewerb um Arbeitskrafte (der freilich nur in einigen Branchen und Re-
gionen bedeutsam ist) spielen auch Kostenaspekte eine Rolle: so vermindern sich fluktua-
tionsbedingte Kosten, wenn eine reibungslose und rasche Riuckkehr von Arbeitnehmer/innen
nach familienbedingten Unterbrechungen gesichert wird und die Frauen und Manner mit
Familienaufgaben nicht den Arbeitgeber wechseln, um bessere Vereinbarkeitsbedingungen
zu erreichen. Investitionen in Humanvermoégen zahlen sich langerfristig aus und das be-
triebsspezifische Know-how bleibt erhalten. All dies sind letztlich betriebswirtschaftliche Be-
weggriinde, der so genannte ,Business case“ flr betriebliche Familienpolitik (Seeleib-
Kaiser/Fleckenstein 2008).

Aber auch gesellschaftliche Entwicklungen, wie etwa die zunehmende Frauenerwerbstatig-
keit und der demografische Wandel sowie politische Impulse motivieren Betriebe, sich fir die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu engagieren (Jungling/Rastetter 2011). Die Bundesre-
gierung sowie die Sozialpartner haben in letzter Zeit zahlreiche Initiativen gestartet, um mehr
Betriebe fur familienunterstiitzende MalRhahmen zu gewinnen. Darunter ist zum Beispiel das
Unternehmensprogramm ,Erfolgsfaktor Familie®, das in einem Wettbewerb die jeweils besten
Betriebe auswahlt und auszeichnet, getragen von der BDA, der DIHK, der ZDH und dem
DGB.?® Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat mit seinem Projekt ,Vereinbarkeit von Familie
und Beruf gestalten" viele Betriebe beraten.”” Daneben ist die berufundfamilie gGmbH der
Hertie-Stiftung aktiv, die seit mehr als zehn Jahren die Zertifizierung mit dem audit ,Beruf

und Familie* férdert und begleitet.?®

Jungling und Rastetter machen — neben gesetzlichen Vorgaben, politischen Impulsen sowie
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklungen — spezielle innerbetriebliche Bedin-
gungen wie unzufriedene Mitarbeiter und einen engagierten Betriebsrat als Hauptimpulse fur
betriebliche Gleichstellungspolitik und damit verbunden auch fir MaRnahmen zur Vereinbar-

keit von Familie und Beruf aus (vgl. Jingling/Rastetter 2011: 26f.).

4.1.3 Einflussfaktoren und Erklarungsanséatze

Welche Faktoren haben das Zustandekommen von Betriebsvereinbarungen zur Fdrderung
der Vereinbarkeit beeinflusst? Seeleib-Kaiser und Fleckenstein (2008: 9) stellen fest, dass
die GroRRe des Betriebs und das Vorhandensein von Betriebsraten sowie eine starke Akzep-
tanz von work-life-balance unter Managern die starksten strukturellen Einflussfaktoren fir
familienfreundliche Malinahmen in deutschen Unternehmen sind. AuRerdem seien familien-

freundliche MaRRnahmen eher in Betrieben mit hoch- und allgemeiner qualifizierten Arbeits-

5 http:/iwww.erfolgsfaktor-familie.de/default.asp?id=70&pid=600
2 http://familie.dgb.de/++co++b8640eea-3a87-11e0-4c3a-00188b4dc422
2 http://www.beruf-und-familie.de/index.php?c=44&cms_det=483
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kraften zu finden als in Betrieben, die auf eine firmenspezifische Qualifikation ihrer Beschaf-
tigten setzen. Firmen, die auf qualifizierte und flexible Arbeitskrafte angewiesen sind, bieten
eher familienfreundliche MalRnahmen an, um diese Arbeitskrafte anzuziehen und zu halten,
die aufgrund ihrer allgemeineren Qualifikation eine gréf3ere Auswahl an méglichen Arbeitge-
bern haben (vgl. Seeleib-Kaiser/Fleckenstein 2008: 15).

Auch Heywood/Jirjahn (2009: 136) fanden, dass sich das Vorhandensein eines Betriebsrates
in hohem Mal3e positiv auf die Verfligbarkeit von Kinderbetreuung, Unterstitzung wahrend
der Elternzeit und familienfreundliche Arbeitsorganisation in Unternehmen auswirkt. Bezig-
lich der Zusammensetzung der Belegschaft zeigt sich, dass der Anteil weiblicher Angestellter
im Betrieb eine Rolle spielt. Ist dieser Anteil hoch, dann haben Betriebsrate einen positiven
Einfluss auf die Verfigbarkeit von Kinderbetreuung. Auch bei familienfreundlichen Arbeitszei-
ten und entsprechender Arbeitsorganisation ist der Effekt von Betriebsraten in Kombination
mit einem hohen Frauenanteil in der Belegschaft signifikant positiv. Ein negativer Effekt auf
die Verfugbarkeit von allen drei oben genannten Mal3hahmen zeigt sich dagegen bei Be-
triebsraten in Betrieben mit einem hohen Teilzeitanteil (vgl. Heywood/Jirjahn 2009: 138).
Heywood und Jirjahn zeigten auch, dass Betriebsrate die Familienfreundlichkeit in tarifge-
bundenen Betrieben positiver beeinflussen als in nichttarifgebundenen Betrieben (ebenda:
139f.)

Bei der Auswertung des IAB-Betriebspanels 2008 zeigte sich, dass Betriebsvereinbarungen
zur Chancengleichheit und Familienfreundlichkeit vor allem in GroR3betrieben zu finden sind.
GroRere Betriebe zeichnen sich durch einen héheren Grad an Formalisierung in der Perso-
nalpolitik und i.d.R. durch durchsetzungsstarkere Beschaftigtenvertretungen aus, wohinge-
gen formale Vereinbarungen fir kleinere Betriebe eher unpraktikabel und informelle Abspra-
chen dort leichter mdglich sind (vgl. Kohaut/Méller 2009: 3f). Das |IAB-Betriebspanel 2008
zeigt jedoch ebenfalls, dass der Frauenanteil mit steigender BetriebsgroRe sinkt, dass also
,dort, wo viele Vereinbarungen geschlossen werden, anteilig weniger Frauen erreicht wer-
den* (ebenda: 4). Ahnliches lasst sich feststellen, wenn man die Verbreitung betrieblicher
Vereinbarungen nach Wirtschaftszweigen betrachtet. So sind betriebliche Vereinbarungen
oft haufiger in Branchen vorhanden, in denen der Frauenanteil nicht sehr hoch ist. In Bran-
chen mit hohem Frauenanteil, wie z.B. im Gesundheits- und Sozialwesen, gibt es dagegen
eher weniger Vereinbarungen (vgl. ebenda: 4f.).

Einen anderen Weg ging das Forschungszentrum Familienbewusste Personalpolitik. Es hat
Einflussfaktoren auf das Niveau des Familienbewusstseins ermittelt. Dabei wird das Fami-

lienbewusstsein®® eines Betriebs neben dem Angebot an konkreten MaRnahmen auch an

# "Restimierend wird Familienbewusstsein [...] hier als Ergebnis von Informationsprozessen zwischen
Management und Belegschaft, einem dynamischen und flexiblen MaRnahmeangebot zur besseren
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weiteren Kriterien mittels eines Indexwertes gemessen (Schneider et al. 2010, Gerlach et al.
2013). Ermittelt wurden als signifikante Einflussfaktoren auf ein hohes Familienbewusstsein:
die Bedeutungseinschatzung des Themas im Unternehmen, die wirtschaftliche Lage, der
Wettbewerbsdruck auf dem Personalmarkt, das kommunale Kinderbetreuungsangebot, das
niedrigere Durchschnittsalter der Belegschaft. Hinsichtlich des Frauenanteils zeigte sich hier
wiederum ein positiver Zusammenhang zum Familienbewusstsein; dieser gilt insbesondere,
wenn der Frauenanteil an Fihrungskraften, akademisch Gebildeten sowie an Beschaftigten,
die fiir den Betrieb schwer zu ersetzen sind, hoch ist (Gerlach et al. 2013: 47f). Damit gibt es
also beziiglich des Frauenanteils an den Beschéftigten als Einflussfaktor widerspriichliche

Befunde.
4.2 Ergebnisse der WSI-Betriebsratebefragung 2011

4.2.1 Verbreitungsgrad von Betriebsvereinbarungen

Wir stellen im Folgenden die Ergebnisse unserer eigenen Erhebung unter Betriebsraten vor
und betrachten nur die formalisierten, vertraglich vereinbarten MaRnahmen.* Die abhangige
Variable sind die auf betrieblicher Ebene geschlossenen Betriebsvereinbarungen zu Eltern-

zeit oder Vereinbarkeit von Familie und Beruf.*!

Im Rahmen der WSI-Betriebsratebefragung 2011 gaben 12 Prozent der Betriebsrate an,
dass in ihrem Betrieb eine Betriebsvereinbarung zur Elternzeit oder zur Vereinbarkeit von
Familie und Beruf gilt. In der Gberwiegenden Mehrheit der Betriebe mit Betriebsrat existieren
somit auch 2011 keine Betriebsvereinbarungen zum Thema Familienfreundlichkeit. Allem
Anschein nach wird sich diese Situation auch in naher Zukunft nicht &ndern. Fast alle Betrie-
be (96%) ohne Vereinbarungen streben zum Befragungszeitpunkt den Abschluss derartiger

Regelungen auch nicht an.

Das bedeutet, dass sich die Zahl der Betriebe, die Betriebsvereinbarungen im Themenfeld
Elternzeit und Vereinbarkeit haben, auf niedrigem Niveau zu stabilisieren scheint.** Auch

wenn der Anteil der Betriebe mit Betriebsvereinbarung zur Familienfreundlichkeit um rund

Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie einer ganzheitlichen Akzeptanz familiarer Verpflichtungen
sowie deren Auswirkungen und Anforderungen verstanden." (Schneider et al. 2010: 132)

% Daneben sind, vor allem in kleineren Betrieben, individuelle Absprachen oder betriebliche Ubungen
maglich, die nicht den Formalisierungsgrad von Betriebsvereinbarungen aufweisen, gleichwohl den
Beschéftigten mit Firsorgeaufgaben im Alltag helfen. Insofern kann die betriebliche Unterstiitzung
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf nicht allein am Abschluss von Betriebsvereinbarungen
gemessen werden.

* Die Frage lautete: "Gibt es in lhrem Betrieb Betriebsvereinbarungen zur Elternzeit oder zur Verein-
barkeit?"

* Die Darstellungen beziehen sich wegen unserer Datengrundlage — der W SI-Betriebsratebefragung
— immer auf Betriebe ab 20 Beschéftigten und mit Betriebsrat, was wegen der besseren Lesbarkeit
nicht immer extra erwahnt wird.
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zwei Prozentpunkte hoher liegt als der Wert, den die WSI-Betriebsratebefragung vier Jahre
zuvor ergab, kann dies nicht bereits als Aufwartstrend angesehen werden. Der Unterschied
von zwei Prozentpunkten ist klein, so dass er auch rein statistisch bedingt sein kann. Denn
im Jahre 2007 wurde in der WSI-Betriebsratebefragung nur eine zuféllig gewahlte Teilstich-
probe aller Betriebe befragt, die zur Teilnahmen am Befragungspanel bereit waren, wohin-
gegen die Angaben des Jahres 2011 auf alle zu diesem Zeitpunkt noch im Panel verbliebe-

nen Betriebe zurlickgehen (vgl. Infas 2011).

4.2.2 Was wird inhaltlich geregelt?

In den vom WSI befragten Betrieben, in denen Betriebsvereinbarungen vorliegen, betreffen
die Inhalte vor allem folgende Themen: den Wiedereinstieg in den Beruf nach der Elternzeit,
Beteiligungsrechte des Betriebsrates bei Personalentscheidungen, die durch die Elternzeit
bedingt sind, die Verfahren zum Umgang mit Elternzeit im Betrieb, z.B. Personalgespréache
vor Beginn und Ende der Elternzeit. Hierzu sind die meisten Betriebsvereinbarungen abge-
schlossen worden (Abb. 1). In diesem Feld hat der Gesetzgeber mit dem reformierten El-
terngeld seit 2007 eine neue rechtliche Grundlage geschaffen, die mit veranderten Anreiz-

wirkungen vor allem fur Vater verbunden ist.

Eine Rolle spielt auch die gemeinsame Verantwortung von Betriebsrat und Arbeitgeber fir
die Fortentwicklung der Betriebsvereinbarung, die Information von Mittern und Vétern in der
Elternzeit tber betriebliche Ablaufe und die Regelung der Teilzeitarbeit wahrend der Eltern-
zeit. Fast die Halfte der Betriebe (49 Prozent) verfugt tber Betriebsvereinbarungen zum

Thema Erhalt der beruflichen Qualifikation bzw. Weiterbildung wahrend der Elternzeit.*

Spezielle Angebote fir Vater, externe Familienberatungsangebote, betriebliche Unterstut-
zung bei der Kinderbetreuung und andere MaRRnahmen sind dagegen wesentlich seltener

geregelt.

* Ein Bias konnte unter Umstanden durch die Fragebogenkonstruktion hervorgerufen worden sein.
Die Frage lautete zwar ,Gibt es in Ihrem Betrieb Betriebsvereinbarungen zur Elternzeit oder zur
Vereinbarkeit?", sie war aber Bestandteil des Frageblocks zur Elternzeit.

24



Abbildung 1: Themen in abgeschlossenen Betriebsvereinbarungen — Haufigkeit der
Regelungen in Betrieben mit Betriebsvereinbarungen (Mehrfachantworten) 2011

Wiedereinstieg nach der Elternzeit
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Quelle: WSI-Betriebsratebefragung 2011, Angaben gewichtet

Im Folgenden werden zuerst die Betriebe charakterisiert, die Betriebsvereinbarungen im
Themenfeld Vereinbarkeit abgeschlossen haben. AnschlieRend wird eine multivariate Analy-
se vorgestellt, die wir durchgefuhrt haben, um Faktoren zu identifizieren, die den Abschluss

einer solchen Vereinbarung begunstigen.

4.2.3 Merkmale der Betriebe mit Betriebsvereinbarungen

Der bisherige Forschungsstand lasst vermuten, dass die BetriebsgroRe, der Frauenanteil in
der Belegschaft, der Anteil von Teilzeitkraften im Betrieb, ein hohes Qualifikationsniveau der
Beschaftigten sowie die Tarifbindung und die Branchenzugehdrigkeit des Betriebs als mogli-
che Determinanten fur die Einfihrung von familienfreundlichen Mal3nahmen im Betrieb in
Frage kommen (vgl. Kapitel 4.1). Im Folgenden Uberprifen wir die Zusammenhéange zwi-
schen diesen Faktoren und dem Vorkommen einer Betriebsvereinbarung zur Elternzeit oder

zur Familienfreundlichkeit. Wir tGberprifen folgende Hypothesen:

e Je groler der Betrieb, desto haufiger gibt es eine Betriebsvereinbarung.

e Je hoher der Frauenanteil an den Beschéftigten, desto haufiger wurde eine Betriebs-
vereinbarung abgeschlossen.

e Je hoher der Anteil der Teilzeitbeschaftigten im Betrieb, desto seltener ist eine Be-

triebsvereinbarung vorhanden.
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¢ Je hoher das Qualifikationsniveau der Beschaftigten, desto haufiger gibt es eine Be-
triebsvereinbarung.
¢ In tarifgebundenen Betrieben gibt es eher Betriebsvereinbarungen als in nicht tarifge-

bundenen Betrieben.

Dariber hinaus Uberprifen wir noch weitere Hypothesen. Aufgrund traditioneller ge-
schlechtsspezifischer Arbeitsteilung und Rollenzuschreibungen sind Frauen meist starker mit
Vereinbarkeitsfragen konfrontiert. Daher nehmen wir an, dass in Betriebsratsgremien vor-
wiegend Frauen sich fur den Abschluss derartiger Betriebsvereinbarungen einsetzen. Wir
stellen daher die Hypothese auf, dass der Frauenanteil im Betriebsratsgremium ebenso eine
Rolle spielt wie das Geschlecht des oder der Betriebsratsvorsitzenden (weiblich). Aus dem
gleichen Grund nehmen wir an, dass die Einhaltung der gesetzlichen Geschlechterquote laut
§ 15 BetrVG im Betriebsratsgremium ein Einflussfaktor ist. Wir nehmen an, dass Betriebs-

vereinbarungen haufiger vorkommen, wenn die Quote eingehalten ist.

Des Weiteren nehmen wir an, dass gewerkschaftliche Macht und insofern auch Handlungs-
spielraume flr Betriebsrate umso gréf3er sind, je mehr Beschéftigte im Betrieb gewerkschaft-
lich organisiert sind. Daher wird auch der gewerkschaftliche Organisationsgrad als mégliche
Erklarungsvariable herangezogen. Unsere Annahme: je héher der Organisationsgrad, desto

haufiger Betriebsvereinbarungen.

Auch die Zufriedenheit der Mitarbeiter/innen sowie die Aufgeschlossenheit des Manage-
ments werden in der Literatur als beeinflussende Faktoren genannt, fir diese Einfllisse sind

in unserem Datensatz keine Variablen vorhanden.
4.2.4 Bivariate Ergebnisse

Betriebsgrolie

Ein klarer Zusammenhang besteht zwischen der BetriebsgréRe und dem Vorhandensein von
Betriebsvereinbarungen zur Familienfreundlichkeit. In 25% der Betriebe der gréf3ten Katego-
rie mit 2.000 oder mehr Mitarbeitern sind entsprechende Betriebsvereinbarungen vorhanden
(Abb. 2). Damit stehen GroRbetriebe mit deutlichem Abstand an der Spitze. In der nachst-
kleineren Kategorie mit 1.000-1.999 Mitarbeitern sind es 16%, wahrend in mittelgroRen Be-
trieben mit 200-499 Mitarbeitern nur in jedem zehnten Betrieb eine Betriebsvereinbarung
existiert. In den kleineren Betrieben hingegen liegt der Anteil der Betriebe mit Betriebsver-
einbarung mit 12 bzw. 13% im Durchschnitt (Abb. 2).
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Abbildung 2: Betriebe mit Betriebsvereinbarungen zur Elternzeit und Familienfreund-
lichkeit nach BetriebsgroRRe
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Quelle: WSI-Betriebsratebefragung 2011, gewichtet

Frauenanteil in der Belegschaft

Einen leicht Uberdurchschnittlichen Verbreitungsgrad haben Betriebsvereinbarungen zur
Familienfreundlichkeit in Betrieben mit hohen Anteilen weiblicher Beschaftigter (Abb. 3). Je-
doch gibt es auch in stark mannerdominierten Betrieben solche Vereinbarungen; der Anteil
liegt dort nur leicht unter dem Durchschnitt. Fast ein Drittel der Betriebe, die eine Betriebs-
vereinbarung zu Elternzeit und Familienfreundlichkeit abgeschlossen haben, weisen einen

geringen Frauenanteil von bis zu unter 20 Prozent im Betrieb auf (ohne Tabelle).

Abbildung 3: Betriebe mit Betriebsvereinbarungen zur Elternzeit und Familienfreund-
lichkeit nach Frauenanteilen im Betrieb
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Quelle: WSI-Betriebsratebefragung 2011, gewichtet
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Anteil von Teilzeitkraften im Betrieb

Liegt der Anteil von Teilzeitbeschéftigten im Betrieb im mittleren Bereich (zwischen einem
und zwei Dritteln), dann sind Betriebsvereinbarungen zum untersuchten Themenfeld leicht
Uberdurchschnittlich haufig (Tabelle 1).

Tabelle 1: Betriebe mit Betriebsvereinbarungen zur Elternzeit und Familienfreundlich-
keit nach Anteil der Teilzeitbeschéaftigten im Betrieb

Anteil Teilzeitbeschaftigte im

Betrieb 0-33% 34-66% 67-100%
Anteﬂ Betriebe m|t Betriebs- 11 16 14
vereinbarungen in %

Quelle: WSI-Betriebsratebefragung 2011, gewichtet

Quialifikationsniveau der Beschéftigten

Zwischen dem Vorhandensein einer Betriebsvereinbarung zur Familienfreundlichkeit und der
Quialifikationsstruktur in der Belegschaft zeigen sich keine klaren Zusammenhange (Tabelle
2). Hier muss die multivariate Analyse erweisen, ob es statistisch signifikante Unterschiede

je nach Qualifikationsniveau der Beschaftigten gibt.

Tabelle 2: Betriebe mit Betriebsvereinbarungen zur Elternzeit und Familienfreundlich-
keit nach Qualifikationsstruktur der Beschaftigten im Betrieb

Anteil Beschaftigte mit

Hochschulabschluss im 0-19% 20-39% 40-59% 60-79% 80-100%
Betrieb

Anteil Betriebe mit

Betriebsvereinbarungen 10,5 17,8 13,3 14,4 A

in %

Anteil Beschaftigte mit
abgeschlossener Be-
rufsausbildung im Be-
trieb

0-19% 20-39% 40-59% 60-79% 80-100%

Anteil Betriebe mit
Betriebsvereinbarungen 11,6 4,8 12,3 10,6 12,4
in %

Anteil un- und ange-
lernte Beschaftigte im 0-19% 20-39% 40-59% 60-79% 80-100%
Betrieb

Anteil Betriebe mit
Betriebsvereinbarungen 11,2 17,0 8,7 14,2 8,6
in %

.. Betriebe mit 80-100% Beschaftigten mit Hochschulabschluss kénnen aufgrund geringer Fallzahl nicht darge-
stellt werden

Quelle: WSI-Betriebsratebefragung 2011, gewichtet

Branchen

Wahrend Betriebsvereinbarungen zum Themenfeld immerhin in 28% der Betriebe im Kredit-

und Versicherungsgewerbe vorliegen, verfligen im Baugewerbe nur 4% der mitbestimmten
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Betriebe Uber entsprechende Regelungen. Alle anderen Branchen liegen im Bereich zwi-
schen 8% und 13% (vgl. Tabelle 3). Dass Betriebe des Kredit- und Versicherungsgewerbes
in Uberdurchschnittichem Maf3e familienfreundliche Betriebsvereinbarungen abgeschlossen

haben, hatte sich bereits in einer friiheren Befragung gezeigt (vgl. Klenner 2008: 165).

Tabelle 3: Betriebe mit Betriebsvereinbarungen zur Elternzeit und Familienfreundlich-
keit nach Branchenverteilung

Wirtschaftsbereiche
Grund- Investiti- Ver- Bauge- Handel Verkehr Kredit Sonstige Sons-
stoffe/ ons- und | brauchs- werbe (und und und priv. u. tige
Produk- Ge- glter Repa- Nach- Ver- offentl. Bran-
tions- brauchs- ratur) richten siche- Dienst- chen
Guter guter rungen leistungen
(n=98) (n=216) (n=123) (n=165) (n=467) (n=147) (n=63) (n=584) (n=35)
Anteil
Betriebe
mit Be-
triebs- 11 10 8 4 13 13 28 13 9
verein-
barungen
in %

n: Zahl der in der Branche befragten Betriebe

Quelle: WSI-Betriebsratebefragung 2011, gewichtet

Tarifbindung des Betriebs

Die Bindung eines Betriebes an einen Tarifvertrag, sei es ein Branchen- bzw. Verbandstarif-
vertrag oder ein Firmentarifvertrag, beglnstigt offenbar auch die Bereitschaft beider Seiten,
eine Betriebsvereinbarung zu Familienfreundlichkeit abzuschlieen. Ist ein Betrieb tarifge-
bunden, so hat der Betrieb eher eine Betriebsvereinbarung zur Familienfreundlichkeit. Wah-
rend von den Betrieben ohne Tarifbindung 10% Uber Vereinbarungen zur Balance von Beruf

und Familie verfligen, sind es 13% der Betriebe mit Tarifbindung (ohne Tabelle).

Zusammensetzung des Betriebsratsgremiums: Frauenanteil, Einhaltung der Geschlechter-

guote und Geschlecht des/der Vorsitzenden des Betriebsrates

Der Frauenanteil im Betriebsrat variiert entgegen unserer Hypothese nur wenig mit dem Vor-
handensein von Betriebsvereinbarungen zu Elternzeit und Vereinbarkeit. Ist der Frauenanteil
im Betriebsrat unter 40 Prozent, dann ist der Anteil der Betriebe mit entsprechender Be-
triebsvereinbarung etwas unterdurchschnittlich; am héchsten ist er, wenn Manner und Frau-

en zahlenmafig etwa gleich stark vertreten sind (Tabelle 4).

Wenig Bedeutung hat es, ob die Geschlechterquote im Betriebsrat eingehalten wird. Hier
liegen die Durchschnittswerte dicht beieinander (Tabelle 4). Auch das Geschlecht des oder

der Betriebsratsvorsitzenden macht nur einen sehr geringen Unterschied im Anteil abge-
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schlossener Vereinbarungen aus (11,4% bei mannlichen gegenuber 12,8% bei weiblichen

Betriebsratsvorsitzenden, ohne Tabelle).

Tabelle 4: Betriebe mit Betriebsvereinbarungen zur Elternzeit und Familienfreundlich-
keit nach Frauenanteil im Betriebsratsgremium und Einhaltung der Geschlechterquote

Frauenanteil im Be-

) 0-19% 20-39% 40-59% 60-79% 80-100%
triebsrat
Anteil Betriebe mit
Betriebsvereinbarungen 10,5 10,5 14,4 12,6 13,2
in %
Einhaltung der Ge- ja nein
schlechterquote im
Betriebsrat 12,4 10,9

Differenz zu 100: ,Weil3 nicht* oder ,keine Angabe*“
Quelle: WSI-Betriebsratebefragung 2011, gewichtet

Gewerkschaftlicher Organisationsgrad

Entgegen unserer Annahme spielt der gewerkschaftliche Organisationsgrad keine klare Rol-
le: Nach unten weichen vor allem Betriebe mit einem Organisationsgrad zwischen 60 und 79
Prozent ab (Tabelle 5). Hier muss die multivariate Analyse klaren, ob dieser Effekt auf ande-
re Faktoren wie Betriebsgrof3e, Branche oder Frauenanteil an der Belegschaft zurickzufih-

ren ist.

Tabelle 5: Betriebe mit Betriebsvereinbarungen zur Elternzeit und Familienfreundlich-
keit nach gewerkschaftlichem Organisationsgrad in der Belegschaft

gewerkschaftlicher
Organisationsgrad in 0-19% 20-39% 40-59% 60-79% 80-100%
der Belegschaft

Anteil Betriebe mit
Betriebsvereinbarungen 13,5 11,3 10,5 8,8 11,9
in %

Quelle: WSI-Betriebsratebefragung 2011, gewichtet

Als weitere Variablen wurden noch die Regionen (Ost- bzw. Westdeutschland) sowie die
Teilnahme an Wettbewerben und Auditierungsverfahren zum Thema Familienfreundlichkeit
geprift.

Region

Eine Differenz von 3 Prozentpunkten zeigt sich bei einer Betrachtung der Betriebe nach ihrer
Lage in Ost- oder Westdeutschland. 14% der ostdeutschen Betriebe haben Betriebsverein-
barungen zu diesem Themenfeld abgeschlossen, wahrend es in Westdeutschland 11% sind
(ohne Tabelle).
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Andere Aktivitaten fir mehr Familienfreundlichkeit im Betrieb

Sehr deutlich zeigt sich, dass die Teilnahme am Audit "Beruf und Familie" sowie die Teil-
nahme an Wettbewerben zum Thema Personalpolitik oder Arbeitsorganisation in einem posi-
tiven Zusammenhang zum Abschluss einer Betriebsvereinbarung zur Vereinbarkeit steht.
Unter den auditierten Betrieben haben 30% eine Betriebsvereinbarung, unter den nicht audi-

tierten Betrieben sind es nur 9% (ohne Tabelle).
4.2.5 Multivariate Analyse: Faktoren fir den Abschluss von Betriebsvereinbarungen fuhren

Modellspezifikationen

Es werden zwei logistische Regressionsmodelle vorgestellt. Tabelle A4 im Anhang fasst die
Ergebnisse zusammen. Abhadngige Variable der Maximum-Likelihood Schatzungen bildet
jeweils die Angabe, ob Betriebsvereinbarungen zur Elternzeit oder zur Vereinbarkeit von
Familie und Beruf in den Betrieben giltig sind oder nicht. Die Modelle 1 und 2 unterscheiden
sich nur geringfugig. Wahrend Modell 1 die Frauenanteile als unabhéngige Variable beinhal-
tet, werden in Modell 2 stattdessen die Anteile der Teilzeitbeschaftigten bericksichtigt. Der
Einfluss dieser beiden Faktoren auf familienfreundliche Betriebsvereinbarungen konnte auf-
grund methodischer Einschrankungen nicht in einem gemeinsamen Modell geschéatzt wer-
den. Die Variablen ,Frauenanteile im Betrieb* und ,Anteile der Teilzeitbeschéaftigten im Be-
trieb* korrelieren hoch miteinander, was zu einer Verzerrung der Koeffizienten fihren kann
(vgl. zu Multikollinearitat z.B. Gujarati 1995: 326ff.).

Die Schatzungen zeigen, dass wir tber die beeinflussenden Faktoren flr den Abschluss von
Betriebsvereinbarungen zur Elternzeit und zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf
noch wenig wissen. Der kleine Wert des McFaddens Pseudo-R2 von 0,08 ist ein Anzeichen
daflr, dass keines der geschatzten Modelle das Vorhandensein der Betriebsvereinbarungen
gut vorhersagen kann. Dennoch zeigen sich einige Zusammenhange, auf welche nachfol-

gend eingegangen wird.

Ergebnisse

Im Wesentlich bestétigen sich in der multivariaten Analyse die Zusammenhénge, die sich
schon in den bivariaten Tabellen gezeigt haben. Signifikant positive Zusammenhange mit
dem Vorliegen einer Betriebsvereinbarung zu familienfreundlichen Arbeitsbedingungen zei-
gen die BetriebsgroRe, die Tarifbindung, ein hoher Frauenanteil an der Belegschaft und ein
niedriger Anteil gering qualifizierter Beschéftigter. Signifikant positiv ist ebenfalls der Zu-
sammenhang zur Zugehorigkeit zum Kredit- und Versicherungsgewerbe; signifikant negativ

dagegen der Zugehorigkeit zum Verbrauchsguter herstellenden Gewerbe (Tabelle A4).
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GroRRere Betriebe haben haufiger eine Betriebsvereinbarung zur Elternzeit bzw. zur Verein-
barkeit von Familie und Beruf im Vergleich zu kleineren. Auch mit einer Tarifbindung des
Betriebes geht eine hdhere Chance einher, eine solche Betriebsvereinbarung zu haben

gegeniber Betrieben ohne Tarifbindung.

Ein positiver Zusammenhang zeigt sich zu einem Frauenanteil von mehr als 70 Prozent an
den Beschéftigten. Solche Betriebe mit vielen weiblichen Beschaftigten haben gegeniuber
der Referenzkategorie (Betriebe mit gemischter Geschlechterstruktur in der Belegschaft)

haufiger eine Betriebsvereinbarung.

Sind weniger als ein Drittel der Beschéaftigten un- und angelernt, erhdht dies im Vergleich mit
Betrieben mit einem mittleren Anteil an gering Qualifizierten die Chance einer Betriebsver-
einbarung. Gleiches gilt fir die Zughdorigkeit eines Betriebes zum Kredit- und Versicherungs-
gewerbe im Vergleich zum Sektor privater und o6ffentlicher Dienstleistungen. Gehort der Be-
trieb hingegen zum Wirtschaftsbereich der Verbrauchsguterherstellung hat der Betrieb selte-

ner eine Betriebsvereinbarung als Betriebe der Referenzkategorie.

Fur alle anderen gepriiften Variablen — der Anteil der Teilzeitbeschaftigten, ein hohes Quali-
fikationsniveau der Belegschaft, ein hoher Frauenanteil im Betriebsrat, die Einhaltung der
Geschlechterquote im Betriebsratsgremium sowie das Geschlecht des oder der Betriebs-
ratsvorsitzenden sowie der gewerkschaftliche Organisationsgrad - zeigen sich keine statis-

tisch signifikanten Zusammenhénge.

Mithilfe der verwendeten Indikatoren kénnen wir kaum erklaren, weshalb in den befragten
Betrieben Betriebsvereinbarungen zur Vereinbarung von Familie und Beruf abgeschlossen
wurden oder nicht. Hierfiir scheinen also andere Faktoren starker entscheidend zu sein. Die-
se wurden im Rahmen der WSI-Betriebsratebefragung 2011 nicht erhoben. Das kdnnte etwa
die Aufgeschlossenheit des Managements gegeniiber einer familienfreundlichen Personal-
politik sein. Es ist noch unklar, welche weiteren beeinflussenden Faktoren darlber hinaus in
Frage kommen. Explorative qualitative Studien koénnten hier Ansatzpunkte fir die Entwick-

lung neuer Theorien bieten, die anschliel3end empirisch Uberprift werden muissten.

4.2.6 Zusammenfassung der Ergebnisse der WSI-Betriebsratebefragung

12 Prozent der Betrieb mit Betriebsrat hatten 2011 eine Betriebsvereinbarung zur Elternzeit
oder zur Férderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Auch im Jahre 2011 hat die
Uberwiegende Mehrheit der Betriebe mit Betriebsrat zu diesem Thema keine Vereinbarung.
Nur ein kleiner Anteil ist zum Befragungszeitraum in Verhandlungen mit dem Arbeitgeber zu
diesem Themenfeld. Es sind, wie aus friiheren Untersuchungen bekannt, vor allem die sehr
grofl3en Betriebe, die zu rund einem Viertel solche Vereinbarungen haben, und es sind eher

Betriebe, die unter die Geltung eines Tarifvertrags fallen.
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Entgegen den Ergebnissen anderer Untersuchungen zeigt sich ein hoher Frauenanteil an
der Belegschaft als positiv signifikanter Faktor, wohingegen die Geschlechterzusammenset-
zung des Betriebsrates keinen erkennbaren Einfluss hat. Unter den Branchen sticht nach wie
vor das Kredit- und Versicherungsgewerbe hervor, in dem es anteilig die meisten Betriebs-

vereinbarungen zum Thema gibt.

Da es in fast neun von zehn Betrieben mit Betriebsrat also keine Betriebsvereinbarung zur
Familienfreundlichkeit gibt, muss die sehr hohe Verbreitung familienfreundlicher Mal3nah-
men, wie sie die Geschéaftsfuhrer im Monitor Familienfreundlichkeit angegeben haben, weit
Uberwiegend auf freiwilligen Angeboten des Arbeitgebers beruhen. Betriebsvereinbarungen

liegen dem jedenfalls, das zeigen unsere Ergebnisse, meist nicht zugrunde.

5. Fazit

Wir haben analysiert, in welchem Maf3e Tarifvertragsparteien und Betriebsparteien in den
letzten Jahren bestrebt waren, dem zunehmenden Bedarf an familiengerechten Arbeitsbe-
dingungen durch kollektive Regulierungen nachzukommen. Dazu wurde untersucht, inwie-
weit Gewerkschaften und Arbeitgeberverbénde tarifliche Regelungen vereinbart haben und
in welchem Ausmald Betriebsrate und Arbeitgeber betriebliche Vereinbarungen in diesem

Themenfeld schlossen.

Insgesamt lasst sich feststellen, dass Familienfreundlichkeit in den letzten Jahren trotz ein-
zelner neuer und teilweise innovativer Regelungen weder auf der tariflichen noch auf der
betrieblichen Ebene ein Schwerpunkt der Regulierungsbemiihungen gewesen ist. Der Pro-
blemdruck bei den betroffenen Arbeitnehmer/innen mit Familien- und Pflegeaufgaben hat
nicht in gréRerem Ausmald zu Aktivitdten der Sozialpartner gefiihrt. Auch ist nicht zu erken-
nen, dass die kollektiven Akteure mehrheitlich bemuiht waren, mittels Tarifvertrag oder Be-
triebsvereinbarungen die konkrete Umsetzung neuer Gesetze zu regulieren oder Defizite der
gesetzlichen Regulierung oder der Infrastruktur fur Kinder- und Pflegebetreuung fir ihren
jeweiligen Bereich aufzufangen.

Die Aktivitaten der Sozialpartner, die hier anhand der Analyse der 110 wichtigsten Tarifver-
trdge sowie auf der Grundlage der Befragung von 1.898 befragten Betriebsraten untersucht
wurden, haben nur hier und da zu punktuellen Regulierungen gefihrt. In 23 Tarifvertragen
kam es seit 2006 zu Neuabschlissen, die in keinem Fall umfassend sind, sondern jeweils
einzelne Aspekte der Vereinbarkeit regeln. Die Untersuchung zeigt, dass im Rahmen qualita-
tiver Tarifpolitik andere Schwerpunkte gesetzt wurden und die besonderen Bedurfnisse von
Muttern, aber auch Vatern und Pflegenden, kein Schwerpunkt in Tarifverhandlungen gewe-
sen sind, geschweige denn, dass Handlungsbedarf aus der nach wie vor ungleichen Stellung
der Geschlechter abgeleitet wurde. Dieser Befund ist allerdings vor dem Hintergrund zu se-

hen, dass eine Reihe von vereinbarkeitsférdernden Regelungen in Tarifvertragen bereits in
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den Jahren vor 2005 abgeschlossen worden waren und meist weiterhin Gultigkeit haben.
AulRerdem ist zu beachten, dass auch Regelungen zur Arbeitszeit und ihrer Flexibilisierung
unter Umstanden zu einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf beitragen kdnnen,
dass diese allgemeinen Regelungen, die nicht explizit auf die Bedirfnisse von Muttern, Va-

tern und Pflegenden zugeschnitten sind, hier aber nicht Gegenstand der Analyse waren.

Dort, wo es zu neuen Tarifregelungen zur Forderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf
und zur Gestaltung von Familienphasen kam, waren wichtige Motive fur ihren Abschluss,
Arbeitnehmer/innen mit Flrsorgeaufgaben zu unterstiitzen und damit zugleich attraktive
Arbeitsplatze fir junge Frauen und Manner zu bieten. Die grof3te Schubkraft aber hat der
demografische Wandel entfaltet. Daraus abgeleitet sind Tarifregelungen vereinbart worden,
die einen Einstieg in eine lebensverlaufsbezogene Arbeitszeitgestaltung ermdglichen. Neue
Tarifregelungen erdffnen Optionen fur eine relativ selbstbestimmte Gestaltung verschiedener
Phasen im Erwerbsleben. Die Optionen auf Familienphasen und Phasen arbeitszeitlicher
Entlastung fur Eltern sind im ,Huckepackverfahren* auf Regelungen zugunsten alterer Be-
schaftigter aufgesattelt worden. Dass die neuen Regelungen in Zukunft auch fir Auszeiten
oder Entlastungen in der Mitte des Lebens genutzt werden kdnnen, ist als Potenzial nicht
gering zu schatzen. Damit kénnte perspektivisch das gleichstellungspolitische Problem, dass
die mangelnde Vereinbarkeit von Familie und Beruf meist zur Zurtickstellung der beruflichen
Entwicklung der Frauen fihrt, einer Lésung naher gebracht werden.

Auch auf der betrieblichen Ebene hat es wenig Bewegung gegeben. Eine Betriebsvereinba-
rung zum Umgang mit der Elternzeit oder zum familienfreundlichen Betrieb gibt es in fast
neun von zehn der mitbestimmten Betriebe nicht, nur 12 Prozent der Betriebe haben eine
solche Betriebsvereinbarung. Eine gewisse Ausnahme machen Grol3betriebe mit 2000 Be-
schéftigte und mehr. Hier gibt es in jedem vierten Betrieb eine oder mehrere Betriebsverein-
barung(en) im Themenfeld Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Von den inhaltlichen
Schwerpunkten her steht die Elternzeit in vielen der abgeschlossenen Betriebsvereinbarun-
gen der letzten Jahre im Vordergrund. Die meisten Betriebsvereinbarungen regeln den Wie-
dereinstieg nach der Elternzeit, aber auch Teilzeitarbeit und Qualifizierung wahrend der El-
ternzeit. Hier ist also am ehesten noch die These zutreffend, dass Konkretisierungsbedarf
von Gesetzen zu Aktivitdten kollektiver Akteure gefuhrt hat. Dartber hinaus liegt es nahe
anzunehmen, dass hier wie eh und je vor allem die Interessen an der "Personalressource

Frau" (Brumlop/Hornung 1992: 35) treibend waren.

Wenn im Achten Familienbericht auf die besondere Regelungskompetenz und Verantwor-
tung kollektiver Akteure fiir die Regulierung von Arbeitsbedingungen zur Familienfreundlich-
keit verwiesen wird (Sachverstandigenkommission 2012: 121), so sind die Ergebnisse der

hier vorgelegten Analyse ernichternd. Dennoch gibt es einzelne interessante neue Regelun-
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gen in Tarifvertragen und gute Beispiele fir Firmentarifvertrdge und Betriebsvereinbarungen

— ,Leuchttirme” sozusagen, die anderen Sozialpartnern als Beispiel dienen kénnen.

Unsere Analyse zeigt, dass in diesem Feld noch viel Forschungsbedarf besteht. Warum So-
zialpartner sich dem Themenfeld Vereinbarkeit von Familie und Beruf zuwenden oder sich
hier zurtickhalten, konnte auf unserer empirischen Basis nicht endgtiltig geklart werden. Of-
fen bleibt auch, wie ,wirkmachtig” die vorhandenen Regelungen sind, das heil3t, in welchem
Umfang Regelungen genutzt werden und wieweit sie die Kultur in den Unternehmen beein-

flussen. Das muss klnftiger empirischer Forschung vorbehalten bleiben.
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Tabelle Al

Analyse von 2005: Tarifregelungen zur Férderung der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf

Die Tarifvertrage enthielten Tarifregelungen zu folgenden Regelungsgegenstanden

A zur Abstimmung der Arbeitszeiten mit Offnungszeiten von Einrichtungen der Kinderbe-
treuung

B zur Berlicksichtigung ,unsozialer* Arbeitszeitlagen

C zur Freistellung aus besonderen persoénlichen Griinden

D zur Elternzeit

E zur Teilzeitarbeit

F zur Telearbeit

G sonstige Regulierungen

Regelungsgegenstand

Branche A B C D E = G
A
Aero Lloyd Flugreisen GmbH X X
Albert-Schweitzer-Krankenhauser Northeim und
Uslar
AVEU Energiewirtschaft Ost X | X
B
Bankgewerbe (privat) X X | X
Bauhauptgewerbe Angestellte X X
Bauhauptgewerbe Arbeiter X
Bekleidungsindustrie Bayern X
Bekleidungsindustrie Ost X | X | X
Brauindustrie Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thiringen X X
C
Cargo Services GmbH X
Chemische Industrie X | X | X
D
DB Services X
DeTeCardService GmbH X | X
Deutsche Bahn AG X | X | X | X | X
Deutsche Post AG X | X
Deutsche Post Service- und Vertriebsgesellschaft X | X
mbH
Deutsche Postbank AG X | X | X X
Druckindustrie, Bundesgebiet, gewerbliche Arbeiter X X
Druckindustrie NRW, Angestellte
Druckindustrie Ost, Angestellte X
E
Einzelhandel Baden-Wirttemberg X | X | X | X
Einzelhandel Bayern X | X | X | X
Einzelhandel Berlin X | X | X | X
Einzelhandel Brandenburg X | X | X | X
Einzelhandel Bremen X X | X | X
Einzelhandel Hamburg X X | X
Einzelhandel Hessen X X | X | X
Einzelhandel Limburg-Oberlahn X | X | X | X
Einzelhandel Mecklenburg-Vorpommern X | X | X
Einzelhandel Niedersachsen X X | X | X
Einzelhandel Nordrhein-Westfalen X X | X | X
Einzelhandel Rheinland-Pfalz X X | X




Branche

Py

€g

elun

sgegenstand

F

Einzelhandel Saarland

Einzelhandel Sachsen

Einzelhandel Sachsen-Anhalt

Einzelhandel Schleswig-Holstein

XXX |X|m

Einzelhandel Thiringen

XXX | X[ X|®@

XX [X([X

Eisen- und Stahlindustrie NRW

XXX |X|X|X|O

Entsorgung Nord GmbH

=

Feinkeramische Industrie

G

GEAB - Gesellschaft fir Energieanlagen

Gebaudereiniger Bundesgebiet, gewerbliche Be-
schéaftigte

Gebaudereiniger NRW, Angestellte

Gebaudereiniger Berlin, Angestellte

Genossenschaftsbanken

Genossenschaftlicher Grol3- und AuRenhandel
Rheinland-Pfalz

x| X

Gesellschaft fir Bremer Immobilien mbH

Grol3- und AuBenhandel Baden-Wirttemberg

Grol3- und AuBenhandel Bayern

Grol3- und AuRenhandel Brandenburg

Grof3- und AuRenhandel NRW

Grof3- und AuRenhandel Rheinland-Rheinhessen

Grof3- und AuRenhandel Sachsen

Grof3- und AuRenhandel Sachsen-Anhalt

Grol3- und AuRenhandel Schleswig-Holstein

Grol3- und AuBenhandel Thiringen

XX XX XXX X X
XX XX XXX X X

H

Holz- und Kunststoffverarbeitende Industrie Nord-
West-Deutschland

x

Holz- und Kunststoffverarbeitende Industrie Sach-
sen

Hotel- und Gaststattengewerbe Bayern

Hotel- und Gaststattengewerbe Sachsen

IBM Deutschland GmbH

IT - Consult Halle GmbH

J

K

Kautschuk — Industrie

Kfz-Gewerbe NRW

Kfz-Gewerbe Thiringen

XXX

L

Landwirtschaft Mecklenburg-Vorpommern

M

Metallindustrie Bayern

Metallindustrie Berlin-Brandenburg

Metallindustrie Hessen

x

Metallindustrie Mecklenburg - Vorpommern

XXX | X

Metallindustrie Niedersachsen

Metallindustrie Nordwirttemberg-Nordbaden

Metallindustrie Osnabriick

Metallindustrie Rheinland-Pfalz

Metallindustrie Sachsen

XXX | X

XXX XXX XXX

XXX XX
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Branche

Reg

elun

sgegenstand

E F

Metallindustrie Sachsen-Anhalt

Metallindustrie Stidbaden

Metallindustrie Sidwirttemberg - Hohenzollern

Metallindustrie Thiringen

Mitteldeutscher Rundfunk

XX [X([X

XXX |X|X|O
XX [X([X

N

O

Offentlicher Dienst West, gewerbliche Arbeiter

Offentlicher Dienst Ost, gewerbliche Arbeiter

Offentlicher Dienst West, Angestellte

Offentlicher Dienst Ost, Angestellte

XXX | X

XXX | X
XXX | X

P

Papierindustrie Ost

X

Papier-, Pappe- und Kunststoffverarbeitende Indus-
trie, Bundesgebiet, gewerbliche Arbeiter

XX

Papier-, Pappe- und Kunststoffverarbeitende Indus-
trie Baden-W irttemberg, Angestellte

Papier-, Pappe- und Kunststoffverarbeitende Indus-
trie Bayern, Angestellte

Papier-, Pappe- und Kunststoffverarbeitende Indus-
trie Berlin (West)

Papier-, Pappe- und Kunststoffverarbeitende Indus-
trie Berlin (Ost), Brandenburg

Papier-, Pappe- und Kunststoffverarbeitende Indus-
trie Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Schleswig-
Holstein

Papier-, Pappe- und Kunststoffverarbeitende Indus-
trie Hessen

Papier-, Pappe- und Kunststoffverarbeitende Indus-
trie Nordrhein

Papier-, Pappe- und Kunststoffverarbeitende Indus-
trie Saarland, Rheinland-Pfalz

Papier-, Pappe- und Kunststoffverarbeitende Indus-
trie Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thiringen

Papier-, Pappe- und Kunststoffverarbeitende Indus-
trie Westfalen

Q

R

RAG Immobilien Aktiengesellschaft

Redakteurinnen und Redakteure an Tages-
zeitungen

Redakteurinnen und Redakteure an Zeitschriften

Reisebirogewerbe

S

SPD Landesorganisation Hamburg

Steinkohlebergbau

SuRwarenindustrie Ost

SuRwarenindustrie West

SWB AG (Stadtwerke)

XXX

T

Textilindustrie Baden-Wirttemberg

Textilindustrie Ost

Textilreinigungsgewerbe

TNetPro

T-Nova

XXX

Transport- und Verkehrsgewerbe Thiringen

XXX
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Regelungsgegenstand
Branche BElcCc  DIETE
Telekom X | X | X
U
Vv
Versicherungsgewerbe X | X
VEW — Vereinigte Elektrizitdtswerke Westfalen X | X
Volkswagen AG X | X | X
W, X, Y
z
Zahnarzthelferinnen Berlin, Hamburg, Hessen, X | X | X
Westfalen-Lippe
Zeitschriftenverlage Hamburg, Schleswig-Holstein X
Zigarettenindustrie X | X
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Tabelle A2

Wiederholungsuntersuchung 2012: Ubersicht iiber analysierte Tarifvertrage

Anderungen zum Thema Fami-

MTYV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft

Branche lienfreundlichkeit seit 2006 Anmerkungen
Ja | Nein
A
Aero Lloyd Flugreisen GmbH L] L] Wird nicht mehr
ausgewertet

Albert-Schweitzer- L] | [ Tarifvertrage lie-
Krankenhduser Northeim und gen nicht mehr vor
Uslar
AVEU Energiewirtschaft Ost L] X

Neuer MTV vom

01.10.2010

keine Anderungen
B
Bankgewerbe (privat) L] X

Bauhauptgewerbe

| X

MTV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft, Ande-
rungstarifvertrag vom
20.08.2007

keine Anderungen zur
Vereinbarkeit

Bekleidungsindustrie Bayern

L] |

MTYV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft

Bekleidungsindustrie Ost L] L] Inzwischen tariflos

Berliner Flughé&fen (neu) L] X MTV vom
01.09.2011 be-
inhaltet einen Ab-
schnitt zu Eltern-
und Familienurlaub

Brauindustrie Sachsen, Sachsen- | [ | | [X]

Anhalt, Thiringen MTYV der letzten Auswer-

tung noch in Kraft

C

Cargo Services GmbH L] L] Wird nicht mehr
ausgewertet

Chemische Industrie X |

Condor Berlin GmbH (neu) X |

D

DB Services L] L] Wird nicht mehr
ausgewertet, stan-
dige Anderungen
in der Konzern-
struktur der Deut-
schen Bahn

DeTeCardService GmbH L] L] Wird nicht mehr
ausgewertet, stan-
dge Anderungen in
der Konzernstruk-
tur der Telekom

Deutsche Bahn AG X | []
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Anderungen zum Thema Fami-

Branche lienfreundlichkeit seit 2006 Anmerkungen
Ja Nein

Deutsche Post AG X |

Deutsche Post Service-und Ver- | [ ] | [] Wird nicht mehr

triebsgesellschaft mbH ausgewertet, stan-
dige Anderungen
in der Konzern-
struktur der Deut-
schen Post

Deutsche Postbank AG L] L] Wird nicht mehr
ausgewertet, vor-
handene Tarifver-
trage sind nicht
mehr aktuell

Druckindustrie, Bundesgebiet, L] X

gewerbliche Arbeiter

Neuer MTV vom
15.07.2005 fir die Druck-
industrie West/Ost

keine Anderungen

Druckindustrie NRW, Angestellte

L] X

Neuer MTV vom
15.07.2005 fir die Druck-
industrie West/Ost

keine Anderungen

Druckindustrie Ost, Angestellte

| X

Neuer MTV vom
15.07.2005 fir die Druck-

industrie West/Ost
keine Anderungen
E
Einzelhandel Baden- L] | X
Wirttemberg Neuer MTV vom

01.01.2007, neuer TV
Uber Gehélter, Lohne,
Ausbildungsvergutungen
und Sozialzulagen vom
01.04.2011

keine Anderungen

Einzelhandel Bayern

L] |

Neuer MTV vom
05.08.2008 i.d.F. des
Erganzungstarifvertrages
vom 06.07.2011

keine Anderungen

Einzelhandel Berlin

|

Neuer MTV vom
01.01.2007
keine Anderungen

Einzelhandel Brandenburg

L] |

Neuer MTV vom
01.01.2007
keine Anderungen

Einzelhandel Bremen

| X

MTYV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft
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Branche

Anderungen zum Thema Fami-
lienfreundlichkeit seit 2006

Ja Nein

Anmerkungen

Einzelhandel Hamburg

L | X

Neuer MTV vom
01.01.2007
keine Anderungen

Einzelhandel Hessen

L1 [ X

Neuer MTV vom
01.01.2007

keine Anderungen

Einzelhandel Limburg-Oberlahn

NN

Tarifgebiet wurde
Uberfihrt in den TV
Einzelhandel Hes-
sen

Einzelhandel Mecklenburg-
Vorpommern

| X

Neuer MTV vom
01.01.2007
keine Anderungen

Einzelhandel Niedersachsen

L1 [ X

Neuer MTV vom
01.01.2007

keine Anderungen; Tarif-
vertrag Uber Elternzeit seit
01.09.2003 unverandert

Einzelhandel Nordrhein-
Westfalen

| X

Neuer MTV vom
01.01.2007
keine Anderungen

Einzelhandel Rheinland-Pfalz

L] |

Neuer MTV vom
01.01.2007
keine Anderungen

Einzelhandel Saarland

| X

Neuer MTV vom
01.01.2007
keine Anderungen

Einzelhandel Sachsen

L] |

Neuer MTV vom
01.01.2007
keine Anderungen

Einzelhandel Sachsen-Anhalt

| X

Neuer MTV vom
01.01.2007
keine Anderungen

Einzelhandel Schleswig-Holstein

L] |

Neuer MTV vom
01.01.2007
keine Anderungen

Einzelhandel Thiringen

| X

Neuer MTV vom
01.01.2007
keine Anderungen

Eisen- und Stahlindustrie NRW

L] |

MTYV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft

Entsorgung Nord GmbH

NN

Wird nicht mehr
ausgewertet

F
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Anderungen zum Thema Fami-

Branche lienfreundlichkeit seit 2006 Anmerkungen
Ja | Nein
Feinkeramische Industrie L] L] Wird nicht mehr
ausgewertet
G
GEAB - Gesellschaft fiir Ener- L] L] Wird nicht mehr
gieanlagen ausgewertet
Gebéaudereiniger Bundesgebiet, (] X
gewerbliche Beschéftigte Neuer MTV vom
01.01.2012
keine Anderungen
Gebaudereiniger NRW, Ange- L] X
stellte MTV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft
Gebaudereiniger Berlin, Ange- []
stellte MTV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft
Genossenschaftsbanken L] L] Die vorhandenen
Tarifvertrage sind
nicht mehr aktuell,
da ver.di an den
Tarifverhandlun-
gen nicht mehr
beteiligt ist
Genossenschaftlicher GroR-und | [[] | [X
Auf3enhandel Rheinland-Pfalz MTV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft
Gesellschaft fur Bremer Immobi- | [ ] Wird nicht mehr
lien mbH ausgewertet
GroR- und AuRenhandel Baden- | [ ] | [X
Wirttemberg Neuer MTV vom
01.04.2007
keine Anderungen
GroR- und AuRenhandel Bayern | [] | [X
MTV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft
GroR3- und Au3enhandel Bran- []
denburg MTV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft
GroR- und AuRenhandel Ham- []
burg (neu)
GroR- und AuRenhandel Hessen | [ ] | [X
(neu)
GroR- und AuRenhandel Nieder- | [ ] | [X
sachsen (neu)
GroR- und AuRenhandel NRW L] X
Neuer MTV vom
01.10.2007
keine Anderungen
GroR- und AuRenhandel Pfalz L] X
(neu)
GroR- und AuRenhandel Rhein- | [[] | [X
land-Rheinhessen MTV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft
GroR- und AuRenhandel Saar- L] X
land (neu)
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Branche

Anderungen zum Thema Fami-
lienfreundlichkeit seit 2006

Ja Nein

Anmerkungen

Grof3- und AuRenhandel Sach-
sen

L]

MTYV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft

GroR- und AuRenhandel Sach- (] X
sen-Anhalt MTV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft
GroR- und AuRenhandel Schles- | [ ]
wig-Holstein MTV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft
GroR- und AuRenhandel Thirin- | [ ]
gen MTV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft
H
Holz- und Kunststoffverarbeiten- | [ ] | [] Tarifgebiet existiert
de Industrie Nord-West- nicht mehr
Deutschland
Holz- und Kunststoffverarbeiten- | [ ] | [X]
de Industrie Sachsen
Hotel- und Gaststattengewerbe L] X
Bayern Neuer MTV vom
01.01.2006
keine Anderungen
Hotel- und Gaststattengewerbe L] X
Sachsen MTV vom 01.01.2001
wurde zum 31.12.2003
gekundigt;
neuer MTV liegt nicht vor
I
IBM Deutschland GmbH X |
IT - Consult Halle GmbH L] L] Wird nicht mehr
ausgewertet
J
K
Kautschuk — Industrie L] X

MTV vom 01.04.2004
keine Anderungen

Kfz-Gewerbe NRW

| X

Neuer TV vom 01.06.2010
keine Anderungen

Kfz-Gewerbe Thiringen

L] | X

Neuer TV vom 01.10.2007
keine Anderungen

L

Landwirtschaft Mecklenburg- (] X

Vorpommern MTYV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft

M

Metallindustrie Baden- L] X

Wirttemberg (neu)

Metallindustrie Bayern X1 | []

Metallindustrie Berlin- <] | []

Brandenburg

Metallindustrie Hamburg und L] X

Umgebung (neu)

Metallindustrie Hessen X |
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Anderungen zum Thema Fami-

Branche lienfreundlichkeit seit 2006 Anmerkungen
Ja | Nein
Metallindustrie Mecklenburg - L] | X
Vorpommern Neuer MTV vom
01.10.2008
keine Anderungen
Metallindustrie Niedersachsen X |
Metallindustrie Nordrhein- L] X
Westfalen (neu)
Metallindustrie Nordverbund L] X
(neu)
Metallindustrie Nordwestliches (] | X
Niedersachsen (neu)
Metallindustrie Nordwirttemberg- | [X] | []
Nordbaden
Metallindustrie Osnabriick X | []
Metallindustrie Rheinland-Pfalz X | []
Metallindustrie Sachsen X |
Metallindustrie Sachsen-Anhalt L] X
Neuer MTV vom
01.09.2008
keine Anderungen
Metallindustrie Schleswig- L] X
Holstein (neu)
Metallindustrie Stidbaden X1 | []
Metallindustrie Stdwirttemberg - | X] | []
Hohenzollern
Metallindustrie Thiiringen X |
Metallindustrie Unterweserge- L] X
biet/Bremen (nheu)
Mitteldeutscher Rundfunk L] | X
MTV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft
N
Norddeutscher Rundfunk (neu) L] X TV Uber Teilzeit-
arbeit, bereits seit
01.03.2002 in Kraft
O
Offentlicher Dienst West, ge- X | [] Im TVOD keine
werbliche Arbeiter wesentlichen An-
derungen, das
Land Hessen hat
allerdings einen TV
zur Teleheimarbeit
abgeschlossen
Offentlicher Dienst Ost, gewerbli- | [ ] | X
che Arbeiter
Offentlicher Dienst West, Ange- X | [] TV zur Teleheimar-
stellte beit des Landes
Hessen
Offentlicher Dienst Ost, Ange- L] X
stellte
P
Papierindustrie Ost L] X
Neuer MTV vom
01.04.2011
keine Anderungen
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Anderungen zum Thema Fami-

Branche lienfreundlichkeit seit 2006 Anmerkungen
Ja Nein

Papier-, Pappe- und Kunststoff- | [ ] | [X]

verarbeitende Industrie, Bundes- Neuer MTV vom

gebiet, gewerbliche Arbeiter 13.04.2006 fiir West/Ost,
gilt fur alle Tarifgebiete
der Papier-, Pappe- und
Kunststoffverarbeitenden
Industrie

Papier-, Pappe- und Kunststoff- | [ ]| | [X]

verarbeitende Industrie Baden- S.0.

Wirttemberg, Angestellte

Papier-, Pappe- und Kunststoff- L] X

verarbeitende Industrie Bayern, S.0.

Angestellte

Papier-, Pappe- und Kunststoff- | [ ] | [X]

verarbeitende Industrie Berlin s.0.

(West)

Papier-, Pappe- und Kunststoff- L] X

verarbeitende Industrie Berlin s.0.

(Ost), Brandenburg

Papier-, Pappe- und Kunststoff- []

verarbeitende Industrie Bremen, s.0.

Hamburg, Niedersachsen,

Schleswig-Holstein

Papier-, Pappe- und Kunststoff- | [ ] | [X]

verarbeitende Industrie Hessen S.0.

Papier-, Pappe- und Kunststoff- | [ ] | [X]

verarbeitende Industrie Nordrhein S.0.

Papier-, Pappe- und Kunststoff- L] X

verarbeitende Industrie Saarland, s.0.

Rheinland-Pfalz

Papier-, Pappe- und Kunststoff- L] X

verarbeitende Industrie Sachsen, s.0.

Sachsen-Anhalt, Thiringen

Papier-, Pappe- und Kunststoff- []

verarbeitende Industrie Westfa- S.0.

len

Q

R

RAG Immobilien Aktiengesell- L] L] Wird nicht mehr

schaft ausgewertet

Redakteurinnen und Redakteure | [ ] | [X]

an Tageszeitungen Keine Anderungen im
neuen MTV

Redakteurinnen und Redakteure | [ ] | [X]

an Zeitschriften Keine Anderungen im
neuen MTV

Reisebirogewerbe (] X
Neuer MTV vom
01.01.2005
keine Anderungen

S

Sana Kliniken AG (neu) X1 | []

SPD Landesorganisation Ham- | [ | | [] Wird nicht mehr

burg ausgewertet
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Branche

Anderungen zum Thema Fami-
lienfreundlichkeit seit 2006

Ja Nein

Anmerkungen

SuRwarenindustrie Ost

L]

MTYV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft

SuRwarenindustrie West (] X
Neuer MTV vom
01.02.2005
keine Anderungen
SWB AG (Stadtwerke) L] L] Tarifvertrag liegt
nicht mehr vor
T
Textilindustrie Baden- (] X
Warttemberg MTV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft
Textilindustrie Ost L] X
MTV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft
Textilreinigungsgewerbe L] X
MTYV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft
TNetPro [] Wird nicht mehr
ausgewertet, stan-
dige Anderungen
in der Konzern-
struktur der Tele-
kom
T-Nova L] L] Wird nicht mehr
ausgewertet, stan-
dige Anderungen
in der Konzern-
struktur der Tele-
kom
Transport- und Verkehrsgewerbe | [ ] | X
Thuringen MTYV der letzten Auswer-
tung noch in Kraft
Telekom X |
U
Vv
Versicherungsgewerbe X |
VEW — Vereinigte Elektrizitats- L] L] Wird nicht mehr
werke Westfalen ausgewertet
Volkswagen AG X |
W, X, Y
z
Zahnarzthelferinnen Berlin, L] L] Ver.di nicht mehr
Hamburg, Hessen, Westfalen- beteiligt, jetzt: Ver-
Lippe band med. Fach-
berufe e.V.
Zeitschriftenverlage Hamburg, L] X
Schleswig-Holstein
ZDF (neu) X | []
Zigarettenindustrie (] X
Neuer MTV vom
01.01.2005

keine Anderungen

(neu) - 2012 erstmals in die Auswertung einbezogen
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Tabelle A3

Wiederholungsuntersuchung 2012: Neue Tarifregelungen zur Vereinbarkeit von Fami-

lie und Beruf

Tarifvertrag

| Regelung

Chemische Industrie

Tarifvertrag ,Lebensarbeitszeit
und Demografie” (gultig ab
01.05.2008)

,8 2 Demografieanalyse: [...] Die Demografieanalyse umfasst die Klarung der
personalpolitischen Ausgangssituation im Unternehmen und die Ist-Analyse
der Altersstruktur unter Beriicksichtigung der vorhanden Qualifikations- und
Funktionsstruktur.”

»8 3 Handlungsfelder und MaRnahmen: Auf der Grundlage der im Rahmen
der Demografieanalyse ermittelten Daten berét der Arbeitgeber mit dem
Betriebsrat, in welchem Ausmaf3 und zu welchem Zeitpunkt personalpoliti-
scher Handlungsbedarf besteht und welche MaRnahmen ergriffen werden
sollen. Dazu kénnen insbesondere gehéren: [...] Umsetzung einer familien-
bewussten Personalpolitik zur Férderung der Vereinbarkeit von Beruf und
Familie.”

»8 6 Qualifizierung: [...] Bei der Qualifizierungsplanung und den auf dieser
Grundlage entwickelten Qualifizierungszielen und Qualifizierungsmafinah-
men sollen die Belange der Beschaftigten einschlie3lich der Belange beson-
derer Arbeitnehmergruppen wie z. B. dlterer Arbeitnehmer, Arbeitnehmer in
Wechselschicht oder Beschéftigten nach und wahrend der Elternzeit beriick-
sichtigt werden.”

Tarifvertrag Uber lebens-
phasengerechte Arbeitszeit-
gestaltung fur die ostdeutsche
chemische Industrie (gultig ab
01.01.2013)

.Der Arbeitgeber stellt ab dem Jahr 2013 jahrlich einen betrieblichen Fonds
zur Verfligung. Der Fonds wird zur lebensphasengerechten Gestaltung der
Arbeitszeit der Arbeitnehmer eine Betriebes verwendet.”

.Der Fonds ist im Rahmen einer freiwilligen Betriebsvereinbarung fur einen
oder mehrere der folgenden Zwecke einzusetzen: Altersgerechtes Arbeiten
gemaf § 3, Familienzeiten gemaR § 4, Entlastungszeiten fiir ausgewéhlte
Arbeitnehmergruppen geman § 5, Langzeitkonten geméanR § 6*

»8 4 Familienzeiten: Durch freiwillige Betriebsvereinbarung kann die Verwen-
dung der Mittel aus dem Fonds zur Unterstiitzung der Pflege von Familien-
angehorigen und von Kindererziehung genutzt werden."

LArbeitnehmer kdnnen neben der gesetzlichen Elternzeit [...] zuséatzliche
Erziehungszeiten in Anspruch nehmen, soweit dies im Rahmen einer freiwil-
ligen Betriebsvereinbarung vorgesehen ist. Haben die Betriebsparteien die
Verwendung der Mittel aus dem Fonds entsprechend § 4 vereinbart, so kon-
nen, soweit kein Elterngeld bezogen wird und das Kind sein 6. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat, aus dem Fonds 2,5 Stunden bezahlte Freistellung /
Woche gewahrt werden.”

Tarifvertrag ,Lebensarbeitszeit
und Demografie®, fir die Bun-
desrepublik Deutschland 2012

,8 7 Demografiefonds: [...] Der Arbeitgeber stellt fiir die Jahre 2013, 2014
und 2015 einen zusatzlichen Demografiebetrag in Hohe von jahrlich 200
Euro pro Tarifarbeitnehmer [...] zur Verfiigung. [...] Die Verwendung [...]
kann im Rahmen einer freiwilligen Betriebsvereinbarung nur fir einen oder
mehrere der folgenden Zwecke erfolgen: Langzeitkonten § 8, Altersteilzeit §
9, Lebensphasenorientierte Arbeitszeitgestaltung § 13."

.Mit dem Modell RV 80 (reduzierte Vollzeit mit 80% Arbeitszeit) kann eine
flexible Arbeitszeitgestaltung in bestimmten Lebensphasen und ein flexibler
Ubergang in den Ruhestand ermdglicht werden.*

.Bei Vereinbarung des Modells RV 80 als Gestaltung der Arbeitszeit in be-
stimmten Lebensphasen legen die Betriebsparteien [...] fest, welcher Pro-
zentsatz der laufenden Monatsbeziige gezahlt wird [...]."

52



Condor

Tarifvertrag Teilzeit Kabinen-
personal Condor Berlin vom
01.09.2008

~condor Berlin GmbH bietet allen Kabinenmitarbeitern die Méglichkeit, ab
dem Kalenderjahr 2009 Teilzeitarbeit in Anspruch zu nehmen.*

.Die Teilzeit kann von den Mitarbeitern einmal im Kalenderjahr bis zum
30.09. beantragt werden.“ ,Um den unterschiedlichen Interessen der Mit-
arbeiter, aber auch den betrieblichen Interessen hinsichtlich der Kapazitats-
und Umlaufplanung sowie den operationellen Erfordernissen gerecht zu
werden, haben sich die Tarifpartner auf die nachfolgend néher beschriebe-
nen Teilzeitmodell geeignet.”

.Mitarbeiter haben die Méglichkeit, einzelne freie Monate zu beantragen. Das
Grundgehalt wird unter Einbeziehung der freien Teilzeitmonate neu ermittelt
und gleichmaRig auf das Kalenderjahr verteilt.”

.Der Mitarbeiter kann grundsétzlich bis zu 3 Monate am Stlick, jedoch nicht
mehr als 5 Monate insgesamt Blockteilzeit pro Jahr beantragen.”

~Elternmodell: Elternteile, die mindestens ein minderjahriges Kind unter 16
Jahren zu betreuen haben, erhalten ihre TZ-Tage in der ersten Monatshélfte
vom 01.-15. (Elternmodell 1 = 50,7%) des Monats oder in der zweiten Mo-
natshélfte vom 16. bis zum Monatsende (Elternmodell 2 = 49,3%). In der
jeweils anderen Monatshélfte liegt die Arbeitsphase.”

Deutsche Bahn

DemografieTV EVG (Grund-
satzregelung zur gemeinsa-
men Gestaltung der
Personal-, Sozial- und Tarif-
politik in den Unternehmen
des DB Konzerns) vom
06.12.2012

»8 9 Individuelle Arbeitszeit (Teilzeit) (1) [...] Aufbauend auf den bereits von
den Tarifvertragsparteien geschaffenen Instrumenten (z.B. Vollzeitkorridor
oder individuelle Jahresarbeitszeit), soll das Angebot an Teilzeitbeschafti-
gung insgesamt verbessert werden. Erganzt werden kann das bestehende
System durch die Nutzung zeitlich befristeter Vereinbarungen zur Verénde-
rung der individuell vereinbarten Arbeitszeit.”

«(2) [...] ...sind gerade bei Teilzeitarbeit die persénlichen Rahmenbedingun-
gen der Arbeitnehmer zu beriicksichtigen. Insbesondere sollen Arbeitgeber
und Arbeitnehmer sich Gber die Fragen der Arbeitszeitgestaltung bereits im
Vorfeld der Teilzeitbeschéaftigung verstandigen (vgl. 88 TzBfG).“

»(4) Das Teilzeitvolumen (...) soll, sofern keine sachlichen Griinde eine ande-
re Regelung erfordern, so gestaltet werden, dass die jeweils giiltigen Gren-
zen der Sozialversicherungspflicht [...] nicht unterschritten werden. [...]*

,89 (9) In Harteféllen — insbesondere, wenn infolge plotzlich eingetretener
Veranderungen im privaten Bereich Arbeitnehmern die weitere Einhaltung
des vereinbarten individuellen regelmafigen Arbeitszeit-Solls nicht mehr
zugemutet werden kann — ist die Vereinbarung entsprechend anzupassen.”

»8 10 Modell ,Blockfreizeit* [...]

Im Gegensatz zu den Ublichen Teilzeitmodellen (Reduzierung der taglichen
Arbeitszeit bzw. Reduzierung der Arbeitstage pro Woche oder Kombination
von beidem) arbeitet der Arbeitnehmer in den Arbeitsphasen wie ein ,Voll-
zeitarbeitnehmer”. Die vereinbarte Arbeitszeitreduzierung wird durch sog.
Blockfreizeiten (freie Tage) [...] sichergestellt. Die Blockfreizeiten sollen [...]
bereits im Vorjahr vereinbart und festgelegt werden [...]."

Kapitel 4 Vereinbarkeit von Beruf und Biografie

»...] Die Personalpolitik [...] ist auch an den Grundwerten der Chancen-
gleichheit und Diskriminierungsfreiheit ausgerichtet und setzt einen wesentli-
chen Schwerpunkt bei der Férderung der Vereinbarkeit von Beruf und Bio-
grafie.

Instrumente wie Telearbeit und Familienpflegezeit, Elternzeit und Eltern-
urlaub, Unterstiitzungsangebote bei Kinderbetreuung und Pflege von Ange-
hdrigen sowie Perspektivgespréache sollen neben [...] Gestaltungsoptionen
(z.B. Forderung der Teilzeitarbeit) hierzu einen weiteren Beitrag leisten.”

,81 Telearbeit (selbstdisponierter Arbeitsort)[...] Unabhangig von der alter-
nierenden Telearbeit [...] sollen Formen der mobilen Telearbeit méglich sein,
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die es dem Arbeitnehmer [...] in Abstimmung mit der jeweiligen Fiihrungs-
kraft erlauben, [...] seinen Arbeitsort selbst zu disponieren.”

,82 Familienpflegezeit
(2) Die Ausgestaltung der Regelungen zur Familienpflegezeit erfolgt im
Rahmen einer Konzernbetriebsvereinbarung.”

.8 3 Elternzeit, Elternurlaub und Pflegezeit

(2) Arbeitnehmer, die aufgrund von Elternzeit, Elternurlaub und Pflegezeit
ihre Tatigkeit zeitweise unterbrechen, sollen auch wahrend dieser Zeit Giber
wichtige Entwicklungen im Betrieb informiert werden. [...]"

»8 4 Unterstiitzung bei Kinderbetreuung und Pflege

.Der DB Konzern unterstitzt seine Beschéaftigten durch Beratungs- und Ver-
mittlungsleistungen bei der Kinderbetreuung und bei der Versorgung pflege-
bedurftiger Angehdriger [...]."

»86 Chancengleichheit bei der Qualifizierung

Die Rahmenbedingungen der Aus-, Fort- und Weiterbildung sollen fiir Arbeit-
nehmer, die aufgrund der Wahrnehmung besonderer Familienpflichten die
Teilnahme an einer erforderlichen QualifizierungsmafRnahme nur mit groRem
Aufwand einrichten kénnen, férderlich gestaltet werden. Dazu gehdren die
vorrangige Nutzung geeigneter wohnortnaher Qualifizierungsangebote [...].“

Anhang Alternierende Telearbeit

,81 (1) Alternierende Telearbeit im Sinne des Tarifvertrages liegt vor, wenn
der Arbeitnehmer seine Arbeitsleistung [...] unter Nutzung von Informations-
und Kommunikationstechnik teilweise in seiner Wohnung [...] und teilweise
innerhalb der Raume des Arbeitgebers [...] erbringt. [...]

(5) Alternierende Telearbeit muss ohne Beeintrachtigung der betrieblichen
Belange verrichtet werden kénnen. Wegen der Teilnahme an alternierender
Telearbeit darf der Arbeitnehmer keine beruflichen Nachteile erleiden.”

MTV wurde geandert in Ba-
sisTV: dort neuer Abschnitt
zur Reduzierung der Arbeits-
zeit;

Regelungen zur Arbeitsbe-
freiung, Elternurlaub, Férde-
rung der Vereinbarkeit von
Familie und Beruf sind gleich
geblieben.

Zulagen-TV: aufgehoben
durch BasisTV

TV zur Teleheimarbeit: noch
in Kraft

TV zur Aus-, Fort- und Wei-
terbildung: noch in Kraft

Neuer Abschnitt zur Reduzierung der Arbeitszeit:

.Verlangen Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhéltnis langer als 6 Monate be-
standen hat, dass ihr individuell vereinbartes regelmafiges Arbeitszeit-Soll
von Vollzeit- in Teilzeitarbeit verringert wird, gelten nachfolgende Regelun-
gen: [...] Der Verringerung der Arbeitszeit ist zuzustimmen und ihre Vertei-
lung entsprechend den Wiinschen des Arbeithehmers festzulegen, soweit
betriebliche Grinde dem nicht entgegenstehen.”

.Der Wunsch von Teilzeitarbeitnehmern, ihre Teilzeitarbeit wieder der Voll-
zeitarbeit anzupassen, hat bei gleicher Eignung Vorrang gegentiber Neuein-
stellungen im Tatigkeitsbereich des Arbeitnehmers.*

.In Hartefallen — insbesondere, wenn infolge plétzlich eingetretener Verande-
rungen im privaten Bereich Arbeitnehmern die weitere Einhaltung des ver-
einbarten individuellen regelmafigen Arbeitszeit-Solls nicht mehr zugemutet
werden kann — ist die Vereinbarung entsprechend anzupassen.”

Deutsche Post

Tarifvertrag Nr. 160 Zeitwert-
konto vom 01.11.2011

.Die Deutsche Post AG richtet fiir Arbeitnehmer, die unter den Geltungsbe-
reich dieses Tarifvertrages fallen und nicht unter Wegfall des Entgelts be-
urlaubt sind, ein Zeitwertkonto ein, soweit die Ubrigen Voraussetzungen nach
diesem Tarifvertrag erfllt sind.”

.Das Wertguthaben auf dem Zeitwertkonto dokumentiert einen Anspruch des
Arbeitnehmers gegeniiber der Deutschen Post AG auf Freistellung von der
Arbeit unter Fortzahlung des Entgelts.”

.Das Wertguthaben kann auch zur Freistellung fur die Pflege naher Angeho-
riger, fir Elternzeit sowie Sabbaticals verwendet werden.”

.Der Arbeitnehmer kann sein Wertguthaben fiir eine Freistellung zur Kinder-
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betreuung verwenden. Voraussetzung hierfir ist, dass der Anspruch auf
Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) bereits
ausgeschopft ist, die begehrte Freistellung sich hieran unmittelbar anschlief3t
und die Ubrigen Voraussetzungen des BEEG weiterhin vorliegen.”

IBM

Tarifvertrag Uber Jahresurlaub
vom 01.07.2008

Tarifvertrag Gber Arbeitszeit
vom 01.07.2008

Gemeinsame Erklarung zum
demographischen Wandel
vom 01.12.2008

Tarifvertrag zur Vereinbarkeit
von Familie und Beruf seit der
letzten Auswertung unveran-
dert

~unter Beriicksichtigung der betrieblichen Erfordernisse kann zwischen Fih-
rungskraft und der/dem Mitarbeiter/in ein individueller Langzeit-Urlaub ver-
einbart werden, der u. a. eine langere Regenerationsphase ermdglicht.”

LZeitsouveranitat: Grundsétzlich kdnnen alle Mitarbeiter/innen ihre Arbeitszeit
nach dem Prinzip personlicher Zeitsouveranitat verteilen, es sei denn, die
Arbeitzeitverteilung ergibt sich aus 85. Unter Zeitsouveranitat ist die unter
Abwagung betrieblicher Erfordernisse und personlicher Belange vom/von der
Mitarbeiter/in selbstverantwortlich festgelegte Verteilung der Arbeitszeit zu
verstehen.”

»Sicherstellung Arbeitskraftebedarf: Im Zusammenhang mit dem sich ab-
zeichnenden Fachkraftemangel aufgrund des demographischen Wandels
kommt dem Vorhandensein des erforderlichen Personals in ausreichender
Anzahl und Qualifikation eine besondere Bedeutung zu. [...] Auf betrieblicher
Ebene wird mit der Mitbestimmung darlber hinaus Uber unterstitzende
MaRnahmen gesprochen, welche die Rickkehr (insbesondere in Form einer
Teilzeitbeschéftigung) im Anschluss an eine Erziehungszeit férdern.”

Metallindustrie

Tarifvertrag zur Qualifizierung
fiir die Beschaftigten der Me-
tall- und Elektroindustrie in
Bayern vom 28.04.2006

Tarifvertrag zur Qualifizierung
fir die Beschaftigten der Me-
tall- und Elektroindustrie in
Berlin und Brandenburg vom
26.04.2006

Tarifvertrag zur Qualifizierung
fur die Beschéaftigten der Me-
tall- und Elektroindustrie Hes-
sen

(gultig seit 01.07.2006)

Qualifizierungstarifvertrag fur
die Beschéftigten der Metall-
und Elektroindustrie Nieder-

sachsen

(gultig seit 01.07.2006)

Tarifvertrag zur Qualifizierung
fur die Beschaftigten der Me-
tall- und Elektroindustrie Os-

nabriick-Emsland

(gultig seit 01.07.2006)

Tarifvertrag zur Qualifizierung
fur die Beschéaftigten der Me-
tall- und Elektroindustrie
Rheinland-Pfalz (giiltig seit

JFeststellung des betrieblichen Qualifikationsbedarfs: [...] Arbeitgeber und
Betriebsrat haben darauf zu achten, dass unter Berlicksichtigung der betrieb-
lichen Notwendigkeiten den Beschéftigten die Teilnahme an betrieblichen
oder aul3erbetrieblichen QualifikationsmafRhahmen erméglicht wird. Sie ha-
ben dabei auch die Belange élterer Beschéftigter, Teilzeitbeschéaftigter und
von Beschéftigten mit Familienpflichten sowie nach Mdglichkeit und Notwe-
nigkeit an- und ungelernter Beschéftigter zu berticksichtigen.”

JIndividuelle Qualifizierungsgesprache: [...] Steht fest, dass Beschéftigte in
der gesetzlichen Elternzeit und in Kindererziehungszeiten zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt in den Betrieb zurlickkehren, wird auch mit ihnen ein solches
Gesprach vereinbart. Eine evtl. daraus resultierende Maflinahme soll nach
Maoglichkeit vor Riickkehr durchgefuhrt werden.”
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01.07.2006)

Tarifvertrag zur Qualifizierung
fiir die Beschaftigten der Me-
tallindustrie Sachsen

(gultig seit 01.07.2006)

Tarifvertrag zur Qualifizierung
fiir die Beschaftigten der Me-
tall- und Elektroindustrie Thi-
ringen

(gultig seit 01.07.2006)

Manteltarifvertrag fur die Be-
schéftigten der Metallindustrie
Nordwirttemberg/Nordbaden

Manteltarifvertrag fir die Be-
schaftigten der Metallindustrie
Sidbaden

Manteltarifvertrag fur die Be-
schéftigten der Metallindustrie
Siudwirttemberg-Hohenzollern

.Langzeitkonten: Das Langzeitkonto dient der personlichen Lebensarbeit-
zeitplanung des einzelnen Beschéftigten, auch der Verkirzung der Lebens-
arbeitzeit unmittelbar vor Bezug einer Altersrente.”

.Dariiber hinaus kénnen die Langzeitguthaben auch noch in folgenden Fallen
verwendet werden, wenn und soweit die Betriebsvereinbarung dies vorsieht:
Zur Abkirzung der gesetzlichen Elternzeit, héchstens jedoch bis zu deren
gesetzlicher Grenze, [...]

Offentlicher Dienst

Vertrag zwischen ver.di und
dem Land Hessen zur alter-
nierenden Telearbeit (gultig
seit 28.03.2009)
= es handelt sich nicht
um einen Tarifvertrag
i. S. des Tarifver-
tragsgesetzes

Im TV&D (seit 13.09.2005)
sind keine mafgeblichen
Veranderungen zur Auswer-
tung aus 2005 zu finden.

.Nachdem der Modellversuch zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf
und Familie fur Frauen und Manner durch alternierende Telearbeit im Be-
reich der Hessischen Landesverwaltung erfolgreich beendet worden ist und
die Erfahrungen alternierender Telearbeit einer umfassenden Evaluation
durch die Technische Universitat Darmstadt unterzogen wurde, werden
nunmehr Regelungen geschaffen, alternierende Telearbeit als eine bewahrte
Form der Arbeit in der Landesverwaltung dauerhaft fortzufihren und weiter
zu entwickeln.”

.Folgende Zielsetzungen werden unter Einbeziehung der Er-kenntnisse aus
der wissenschaftlichen Untersuchung des Mo-dellversuches und der durch-
gefiihrten Evaluation verfolgt: Ver-besserte Vereinbarkeit von Familie oder
besonderem persénlichen Lebenszuschnitt und Beruf (insbesondere durch
héhere Arbeitszeitflexibilitat), gesteigerte Arbeitszufriedenheit, Motivations-
anstieg, Effektivitats- und Effizienzgewinn, vorzeitige Wiederaufnahme der
Berufstatigkeit, Férderung der Wiedereingliederung in den Arbeitsprozess
nach Ausfallszeiten [...]"

~Soweit sich mehr Beschéftigte bewerben, als Telearbeitplatze vorhanden
sind, sind unbeschadet vorrangiger dienstlicher Interessen zunachst Be-
schéaftigte zu berlicksichtigen, bei denen eine besondere familidre Situation
(z.B. Betreuung von Kindern bis zu 18 Jahren oder Pflege naher Angehdri-
ger) [...] gegeben ist oder sonstige vergleichbare Griinde vorliegen. Ein még-
lichst ausgewogenes Verhéltnis von Frauen und Mannern wird angestrebt.”

Sana Kliniken AG

Konzern-Tarifvertrag zu Beruf,
Familie und Gesundheitsfér-
derung vom 30.01. 2009

§ 2 Beruf und Familie

»1) Es ist Ziel der Tarifvertragsparteien, die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie zu fordern. Dazu werden die unter den Geltungsbereich des vorlie-
genden Tarifvertrages fallenden Einrichtungen die Bereitstellung von Krip-
pen- und/oder Kindertagesstatten-Platzen mit erweiterten Offnungszeiten
initiieren. Damit sollen insbesondere Beschéftigte mit Bereitschafts- und
Schichtdiensten unterstitzt werden, berufliche Téatigkeit und Familie mitei-
nander vereinbaren zu kénnen. Der jeweilige Arbeitgeber wird hierzu vor-
nehmlich mit drtlichen Tragern von Kinderbetreuungseinrichtungen Vertrage
mit garantierten Offnungszeiten und Belegungsrechten abschlieRen.
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(2) Nimmt der Beschéftigte ein vom Arbeitgeber nach Absatz 1 Satz 4 ver-
einbartes Angebot in Anspruch, erhalt er ab 1. Juli 2009 einen monatlichen
Zuschuss in Hohe von 50,— Euro brutto, ab 1. Januar 2010 in Hohe von
100,— Euro brutto. Stehen von der Einrichtung initiierte Krippen- und/oder
Kindertagesstatten-Platze nicht zur Verfiugung oder kann der Beschaftigte
die durch den jeweiligen Arbeitgeber vertraglich garantierten Kinderbetreu-
ungsangebote [...] nicht in Anspruch nehmen, wird der monatliche Zuschuss
auch gezahlt, wenn ein [...] Betreuungsangebot zur Verfiigung steht und
damit die Mdglichkeiten im Rahmen des Dienstplanes zu arbeiten, gesichert
wird."

Telekom

Keine Anderung des MTV,
sondern nur eine Ergebnis-
niederschrift von ver.di zu § 9
Chancengleichheit

~Ergebnisniederschrift zu § 9 Absatz 1 MTV: Zu den MalRnahmen zur Férde-
rung der Berufstatigkeit und der beruflichen Entwicklung gehdren u. a. Mali3-
nahmen zur Steigerung des Anteils der Frauen in technischen Berufen,
MaRRnahmen zur Steigerung des Anteils von Frauen in Fihrungspositionen,
MaRRnahmen zur Férderung des Wiedereinstiegs wahrend und nach der
Familienpause, die Entwicklung kreativer Arbeitszeitmodelle im Rahmen der
tariflichen Mdglichkeiten, die Durchfiihrung von Schulungen fur Fihrungs-
krafte, MaRnahmen zur Férderung der partnerschaftlichen Zusammenarbeit
von Frauen und Mé&nnern.”

Die genauen MalRnahmen werden im Personalbericht der Telekom beschrie-
ben, z. B. ,work-life@telekom®, ,Stay in contacT"

Versicherungsgewerbe

Tarifvertrag zur Qualifizierung
(gultig seit 01.01.2008)

.Bedarfsermittiung und Festlegung von individuellen Qualifizierungsmalf3-
nahmen: Die Angestellten haben Anspruch auf ein regelmaRiges Gesprach
mit dem Arbeitgeber, in dem gemeinsam festgestellt wird, ob und welcher
individuelle Qualifizierungsbedarf besteht.”

~Soweit nichts anderes geregelt ist, ist das Gesprach einmal pro Kalender-
jahr zu fuhren.”

.Der Anspruch auf Durchfiihrung des Qualifizierungsgesprachs gilt auch fir
Angestellte in Elternzeit und anderen ruhenden Arbeitsverhéltnissen.”

LAuf Wunsch informiert der Arbeitgeber Angestellte in Elternzeit Gber be-
stehende Weiterbildungsangebote.”

~Teilzeitbeschaftigte sollen in Fragen der beruflichen Entwicklung sowie im
Bereich der Weiterbildung wie Vollzeitkrafte entsprechend den betrieblichen
und personlichen Méglichkeiten sowie den Anforderungen des Arbeitsplatzes
gefordert werden.”

Volkswagen

Manteltarifvertrag
(gultig seit 01.01.2009)

sIndividuelles Langzeitkonto: Die Entnahme von positiven Zeitsalden kann
zweckgebunden auch fur langere Unterbrechungszeit des Arbeitsverhaltnis-
ses oder fur eine Verkirzung der Lebensarbeitszeit verwendet werden. Fur
eine zweckgebundene Freistellung in diesem Sinne ist ein individuelles
Langzeitkonto einzurichten.”

Tarifvertrag Demographischer
Wandel | (glltig seit
01.12.2007)

+Als Handlungsansatze und mdgliche Instrumente sind beispielhaft zu nen-
nen:

Personal- und Teamentwicklung: Perspektivgesprache, Lernstatt, Anpas-
sungs- und Zukunftsqualifizierung, Gesprache zur Standortbestimmung.

Personaleinsatzplanung: Personaleinsatzoptimierung, Projektarbeiten, be-
grenzte Verweilzeit, Paten und Mentorenmodelle, Ruckkehrmodelle, neue
Personalentwicklungswege, Work2Work, Integrationswerk.
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Arbeitszeitgestaltung: Schichtmodelle, flexible Arbeitszeiten, Langzeitkonten,
gleitender Berufsausstieg, Pausengestaltung.”

ZDF

Vergltungstarifvertrag fur
Feste, Freie und Auszubilden-
de vom 26.04.2006

-ES wurde vereinbart, 250.000 Euro fiir den ZDF Kindergarten bereitzustel-
len, um weitere neue Krippen- und Hortplatze zu finanzieren.”
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Tabelle A4

WSI-Betriebsratebefragung 2011 Regressionsmodelle

Abhéngige Variable: eine Betriebsvereinbarung zur Elternzeit oder zur Vereinbarkeit

von Familie und Beruf existiert

(1) (2)
Modell 1 ) Modell 2 @)

BetriebsgroRRe

Betriebsgrol3e (log) 0,210%** 0,209***
(0,0560) (0,0564)

Geschlecht / Betriebsratsvorsitzen-

der

Mannlich 0,0596 0,184
(0,202) (0,204)

Weiblich

(Referenzkategorie)

Tarifbindung

Ja, Betrieb ist tarifgebunden 0,646** 0,620**
(0,222) (0,220)

Nein, Betrieb ist nicht tarifgebunden

(Referenzkategorie)

Gewerkschaftlicher Organisationsbe-

reich

IG BCE 0,510+ 0,468+
(0,272) (0,278)

ver.di -0,285 -0,420
(0,260) (0,267)

andere -0,141 -0,268
(0,326) (0,331)

IGM

(Referenzkategorie)

Un- und angelernte Beschiéftigte

0-33% 0,746* 0,767*
(0,326) (0,326)

34-66%

(Referenzkategorie)

67-100% 0,445 0,388
(0,506) (0,506)

Beschéftigte mit Berufsausbildung

0-33% 0,323 0,340
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34-66%
(Referenzkategorie)

67-100%

Beschéftigte mit Hochschulab-
schluss

0-33%

34-66%
(Referenzkategorie)

67-100%

Teilzeitbeschéftigte
0-33%

34-66%
(Referenzkategorie)

67-100%

Gewerkschaftlicher Organisations-
grad in der Belegschaft

0-33%
34-66%
(Referenzkategorie)

67-100%

Wirtschaftsbereich
Grundstoffe/Produktionsgtiter

Investitions- und Gebrauchsguter

Verbrauchsgiter

Baugewerbe

(0,283)

0,221
(0,213)

-0,182
(0,283)

-0,359
(0,466)

-0,440
(0,280)

-0,451
(0,505)

0,386+
(0,207)

0,282
(0,256)

-0,0579

(0,324)

-0,188
(0,320)

-0,821*
(0,403)

-0,872+
(0,525)

(0,284)

0,231
(0,213)

-0,235
(0,285)

-0,261
(0,458)

0,349+
(0,207)

0,277
(0,258)

0,104
(0,330)

-0,0642
(0,324)

-0,633
(0,406)

-0,667
(0,528)
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Handel u. Reparatur 0,275 0,415+

(0,250) (0,250)

Verkehr und Nachrichten 0,398 0,644+
(0,325) (0,336)

Kredit und Versicherungen 0,800* 0,986**
(0,327) (0,332)

Sonstige private und 6ffentliche Dienst-

leistungen

(Referenzkategorie)

Sonstige Branchen -0,0249 0,201
(0,368) (0,377)

Einhaltung der Geschlechterquote

Im Betriebsrat

Ja, Geschlechterquote ist eingehalten -0,112 -0,218
(0,163) (0,171)

Nein, Geschlechterquote ist nicht

eingehalten

(Referenzkategorie)

Frauenanteile im Betrieb

0-33% -0,116

(0,209)

34-66%

(Referenzkategorie)

67-100% 0,700**

(0,251)

Constant -3,911%* -4,398***
(0,685) (0,658)

N 1494 1501

Pseudo R2 0,075 0,081

Signifikanzniveau: + p<0.10, * p<0.05, ** p<0.01, *** p<0.001

4) Modell 1 beinhaltet die Anteile der Teilzeitbeschaftigten aber nicht die Frauenanteile
Modell 2 beinhaltet die Frauenanteile aber nicht die Anteile der Teilzeitbeschéftigten

b) Standardfehler in Klammern

Quelle: WSI-Betriebsratbefragung 2011, eigene Berechnungen



149.

150.

151.

152.

153.

154,

155.

156.

157.

158.

159.

160.

161.

162.

163.

164.

165.

166.

167.

168.

Seit 2007 erschienene Diskussionspapiere

Tangian, Andranik, S.: Flexibility-Flexicurity-Flexinsurance: Response to the European Commis-
sion’s. Green Paper: “Modernising Labour Law to Meet the Challenges of the 21 Century”, January
2007

Bispinck, Reinhard: Léhne, Tarifverhandlungen und Tarifsystem in Deutschland 1995 — 2005,
Januar 2007

Ahlers, Elke/Oez, Fikret/Ziegler, Astrid: Company Relocation: The Consequences for Employees
— An Analysis of the WSI Works Council Survey -, Mérz 2007

Bothfeld, Silke: Labour Market Institutions in Germany: Current Status and Ongoing Reforms, April
2007

Tangian, Andranik, S., Is flexible work precarious? A study based on the 4" European survey of
working conditions 2005, June 2007

Seifert, Hartmut/Tangian, Andranik, S.: Flexibility: Reconciling Social Security with Flexibility -
Empirical Findings for Europe, August 2007

Klenner, Christina/Schmidt, Tanja: Beruf und Familie vereinbar? Auf familienfreundliche Arbeits-
zeiten und ein guten Betriebsklima kommt es an, November 2007

Brehmer, Wolfram/Seifert, Hartmut: Wie prekér sind atypische Beschéftigungsverhaltnisse? Eine
empirische Analyse, November 2007

Tangian, Andranik, S.: Is the work in Europe decent? A study based on the 4" European survey of
working conditions 2005, Dezember 2007

Klenner, Christina/Pfahl, Svenja: Jenseits von Zeitnot und Karriereverzicht - Wege aus dem
Arbeitszeitdilemma, Arbeitszeiten von Miittern, Vatern und Pflegenden, Januar 2008

Tangian, Andranik, S.: Towards Consistent Principles of Flexicurity, April 2008

Tangian, Andranik, S.: On the European Readiness for Flexicurity: Empirical Evidence with
OECD/HBS Methodologies and Reform Proposals, April 2008

Bothfeld, Silke/Ullmann, Karen: The German Employment Protection Act - How does it work in
company practice?, Juni 2008

Ziegler, Astrid: Standortverlagerung und Ausgliederung - Ausmalf3, Struktur und Auswirkungen auf
die Beschaftigten. Eine Auswertung auf Basis der WSI-Betriebsratebefragung 2007, August 2008

Grimmeisen, Simone/Leiber, Simone: Zwischen Kostenprivatisierung und Patientinnenautonomie:
Eigenverantwortung in der Gesundheitspolitik, M&rz 2009

Schulten, Thorsten: Guter Lohn fur gute Rente, Juni 2009

Tangian, Andranik, S.: Towards computer-aided collective bargaining: Enhancing the trade unions
position under flexicurity, Juni 2009

Leiber, Simone: Armutsvermeidung im Alter: Handlungsbedarf und Handlungsoptionen, Juni 2009

Bogedan, Claudia/Herzog-Stein, Alexander/Klenner, Christina/Schafer, Claus: Vom Schutz-
schirm zum Bahnbrecher - Anforderungen an die Arbeitsmarkt- und Beschéaftigungspolitik in der
Wirtschaftskrise, August 2009

Tangian, Andranik, S.: Six families of flexicurity indicators developed at the Hans Boeckler
Foundation, November 2009

62



169.

170.

171.

172.

173.

174.

175.

176.

177.

178.

179.

180.

181.

182.

183.

184.

Herzog-Stein, Alexander/Seifert, Hartmut: Deutsches ,Beschéaftigungswunder® und Flexible
Arbeitszeiten, Februar 2010

Brehmer, Wolfram/Klenner, Christina/Klammer, Ute: Wenn Frauen das Geld verdienen - eine
empirische Annédherung an das Phanomen der ,Familienerndhrerin“, Juli 2010

Bispinck, Reinhard/Dribbusch, Heiner/Schulten, Thorsten: German Collective Bargaining in a
European Perspective - Continuous Erosion or Re-Stabilisation of Multi-Employer Agreements?, Au-
gust 2010

Dribbusch, Heiner: Tarifkonkurrenz als gewerkschaftspolitische Herausforderung: Ein Beitrag zur
Debatte um die Tarifeinheit, August 2010

Tangian, Andranik, S.: Representativeness of German parties and trade unions with regard to
public opinion Titel, September 2010

Wolf, Elke: Lohndifferenziale zwischen Voll- und Teilzeitbeschéftigten in Ost- und Westdeutschland,
Dezember 2010

Ahlers, Elke: Belastungen am Arbeitsplatz und betrieblicher Gesundheitsschutz vor dem Hinter-
grund des demografischen Wandels, Februar 2011

Rothgang, Heinz/Arnold, Robert: Berechnungen der finanziellen Wirkungen und Verteilungs-
wirkungen fir eine integrierte Krankenversicherung mit einem zusatzlichen Solidarbeitrag, Méarz
2011

Bispinck, Reinhard/Dribbusch, Heiner: Collective bargaining, decentralisation and crisis manage-
ment in the German metalworking industries since 1990, Oktober 2011

Bispinck, Reinhard/Schulten, Thorsten: Trade Union Responses to Precarious Employment in
Germany, Dezember 2011

Tangian, Andranik: Statistical Test for the Mathematical Theory of Democracy, February 2012

Becker, Irene/Hauser, Richard: Kindergrundsicherung, Kindergeld und Kinderzuschlag: Eine
vergleichende Analyse aktueller Reformvorschlage, Marz 2012

Blank, Florian/Wiecek, Sabrina: Die betriebliche Altersversorgung in Deutschland: Verbreitung,
Durchflihrungswege und Finanzierung, September 2012

Keller, Berndt/Schulz, Susanne/Seifert, Hartmut: Entwicklungen und Strukturmerkmale der
atypisch Beschéftigten in Deutschland bis 2010, Oktober 2012 (korr. Fassung vom 31. 10. 2012)

Beck, Stefan: Offentliche Beschaffung von IT-Mitteln (PCs) unter Beriicksichtigung sozialer
Kriterien, Dezember 2012

Klenner, Christina/Brehmer, Wolfram/Plegge, Mareen/Bohulskyy, Yan: Foérderung der Verein-

barkeit von Familie und Beruf in Tarifvertragen und Betriebsvereinbarungen in Deutschland. Eine
Empirische Analyse, Mai 2013

63



	Zusammenfassung
	1. Einleitung
	1.1 Zunehmende Bedeutung familiengerechter Arbeitsbedingungen
	1.2 Regelungsebenen für familiengerechte Arbeitsbedingungen
	1.3 Fragestellung und Aufbau des Papiers

	2. Methodischer Zugang
	3. Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf durch Tarifverträge in Deutschland
	3.1 Stand der tariflichen Regulierung bis 2005
	3.1.1 Arbeitszeitbezogene Regelungen10F
	Teilzeitarbeit
	Ein weiteres Thema ist die Anrechnung der Berufs- oder Tätigkeitsjahre bei Teilzeitarbeit, was für die Entgeltbestimmung als auch für einen möglichen Aufstieg von großer Bedeutung ist. Einige Tarifverträge legen fest, dass hier für Teilzeitbeschäftigt...
	Schutz bestimmter Beschäftigtengruppen vor familienunfreundlicher Arbeitszeitlage
	Abstimmung der Arbeitszeiten mit Öffnungszeiten von Kinderbetreuungseinrichtungen

	3.1.2 Freistellungsrechte wegen Krankheit eines Kindes oder anderer Haushaltsangehöriger
	3.1.3 Elternzeit: Verlängerung und Weiterbildungsmöglichkeiten
	3.1.4 Telearbeit

	3.2 Neue Regelungen – Ergebnisse der Tarifvertragsanalyse 2012
	3.2.1 Tarifabschlüsse zur Förderung der Familienfreundlichkeit von 2006 bis 2012
	3.2.2 Optionen der Arbeitszeitgestaltung im Lebensverlauf: Langzeitkonto, Demografiefonds und Zeitwertkonto
	Demografiefonds
	Langzeitkonto zur persönlichen Lebensarbeitszeitplanung
	Zeitwertkonto

	3.2.3 Teilzeitarbeit und unterstützende Maßnahmen für Eltern
	Teilzeitarbeit und Verteilung der Arbeitszeit
	Kitaplätze und Öffnungszeiten

	3.2.4 Qualifizierungsrechte (auch) für Eltern

	3.3 Wie kam es zu den neuen Tarifregelungen?
	3.4 Zusammenfassung der Tarifvertragsanalyse 2012

	4. Betriebsvereinbarungen zur Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf
	4.1 Stand der Forschung: Wie viele Betriebe engagieren sich für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf und warum?21F
	4.1.1 Verbreitung von Maßnahmen und Vereinbarungen
	4.1.2 Motive
	4.1.3 Einflussfaktoren und Erklärungsansätze

	4.2 Ergebnisse der WSI-Betriebsrätebefragung 2011
	4.2.1 Verbreitungsgrad von Betriebsvereinbarungen
	4.2.2 Was wird inhaltlich geregelt?
	4.2.3 Merkmale der Betriebe mit Betriebsvereinbarungen
	4.2.4 Bivariate Ergebnisse
	Betriebsgröße
	Frauenanteil in der Belegschaft
	Anteil von Teilzeitkräften im Betrieb
	Liegt der Anteil von Teilzeitbeschäftigten im Betrieb im mittleren Bereich (zwischen einem und zwei Dritteln), dann sind Betriebsvereinbarungen zum untersuchten Themenfeld leicht überdurchschnittlich häufig (Tabelle 1).
	Qualifikationsniveau der Beschäftigten
	Branchen
	Tarifbindung des Betriebs
	Zusammensetzung des Betriebsratsgremiums: Frauenanteil, Einhaltung der Geschlechterquote und Geschlecht des/der Vorsitzenden des Betriebsrates
	Differenz zu 100: „Weiß nicht“ oder „keine Angabe“
	Gewerkschaftlicher Organisationsgrad
	Andere Aktivitäten für mehr Familienfreundlichkeit im Betrieb

	4.2.5 Multivariate Analyse: Faktoren für den Abschluss von Betriebsvereinbarungen führen
	Modellspezifikationen
	Ergebnisse

	4.2.6 Zusammenfassung der Ergebnisse der WSI-Betriebsrätebefragung


	Frauenanteil im Betriebsrat
	80-100%
	60-79%
	40-59%
	20-39%
	0-19%
	Anteil Betriebe mit Betriebsvereinbarungen in %
	13,2
	12,6
	14,4
	10,5
	10,5
	Einhaltung der Geschlechterquote im Betriebsrat
	nein
	ja
	10,9
	12,4
	5. Fazit
	6. Literaturverzeichnis
	7. Anhang

